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Zusammenfassung

•• Steuern sind im Bundesdurchschnitt die wichtigste Ein-

nahmekategorie der Kommunen. Sie stehen in starkem  

Zusammenhang zur lokalen Wirtschaftsstruktur und 

gelten als Indikator lokalpolitischer Gestaltungskraft. 

Bereits der Vergleich auf Länderebene in Teil B des Kom- 

munalen Finanzreports offenbart, dass die Steuerkraft  

wuchs, aber weiterhin große regionale Unterschiede 

bestehen. Allgemein gilt die Verteilung der kommuna-

len Steuereinnahmen gleichsam als Indikator denn auch 

als Triebfeder interkommunaler Disparitäten.

•• Bundesweit stiegen die Gemeindesteuern zwischen 2005 

und 2015 um fast 56 Prozent. In Anbetracht einer kumu-

lierten Inflationsrate von knapp 16 Prozent bedeutet dies 

eine deutliche Einnahmesteigerung. Der Einbruch der 

Wirtschaftskrise 2009 und 2010 wurde im Bundesschnitt 

schnell überwunden.

•• In absoluten Beträgen ist die Steuerkraft in dieser Dekade 

in den westdeutschen Kommunen stärker gewachsen  

als in den ostdeutschen (+408 Euro je Einwohner versus  

+316 Euro je Einwohner). Berücksichtigt man aber das 

niedrigere Ausgangsniveau, so ist ein leichter relativer  

Angleichungsprozess der ostdeutschen Kommunen 

beobachtbar.

•• In Westdeutschland liegt Bayern mit einer Wachstums-

rate von fast 66 Prozent vorn, während das Saarland am 

anderen Ende nur 41 Prozent erreichte. Da Bayern auch 

2005 schon zur Spitzengruppe der westdeutschen Län-

der gehörte, hat sich die Spanne der Steuereinnahme-

kraft in Westdeutschland deutlich erhöht. Sie wuchs von 

307 auf 520 Euro je Einwohner. 

•• Im Zeitvergleich haben die Kommunen ihre Handlungs-

spielräume bezüglich der Hebesätze vor allem bei der 

Grundsteuer B genutzt. Hier betrug der Anstieg bundes-

weit etwa 16 Prozent. Die Wirtschaftskrise hat diesen 

Trend verstärkt, denn diese Steuererhöhungen wurden 

fast ausschließlich seit 2010 vorgenommen.

•• Bei der Grundsteuer war allerdings die Bemessungs-

grundlage über die Zeit hinweg vergleichsweise stabil. 

Die Steigerungen der Hebesätze waren daher großteils 

lediglich ein Inflationsausgleich.

•• Spitzenreiter bei den Hebesätzen zur Grundsteuer B 

sind die Kommunen in Nordrhein-Westfalen; nicht 

zuletzt als Folge lang anhaltender Haushaltskrisen. 

Die geringsten Steuersätze erheben die Kommunen in 

Schleswig-Holstein. 

•• Im Zeitvergleich nahmen die Disparitäten der Hebesätze 

bei der Grundsteuer B zu.

•• Auch in Bezug auf das Aufkommen der Grundsteuer B  

liegen 2015 die Kommunen Nordrhein-Westfalens vorne;  

wie bereits 2005. Vor allem Hessen hat aber mit einem 

Zuwachs von 57 Prozent aufgeholt; weithin bedingt 

durch Maßnahmen der Haushaltskonsolidierung. Die 

geringsten Einnahmen aus der Grundsteuer B erreichen 

die Kommunen in Sachsen-Anhalt. Sie liegen je Ein-

wohner bei nur der Hälfte von Nordrhein-Westfalen.

•• Die höchsten Steuersätze der Gewerbesteuer werden 

ebenso in Nordrhein-Westfalen berechnet. Im Gegen-

satz zur Grundsteuer B hat hier die Streuung zwischen 

den Ländern jedoch abgenommen. Im Zeitvergleich gab 

es eine Annäherung nach oben. 

•• Im Gegensatz zur Grundsteuer findet bei der Gewerbe-

steuer im Zeitverlauf eine Inflationsanpassung statt. Mit 

steigenden Preisen erhöht sich auch der Gewerbeertrag 

und die Gemeinden generieren selbst bei gleichbleiben-

den Steuerhebesätzen höhere Einnahmen. 
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sätze bundesweit verteilt. Flächendeckend sticht  

insbesondere das erweiterte Ruhrgebiet mit hohen 

Grundsteuerhebesätzen heraus. Aber auch im Osten 

Deutschlands sind die Hebesätze allgemein auf einem 

relativ hohen Niveau.

•• Das Pro-Kopf-Aufkommen der Grundsteuer B unter  

den kreisfreien Städten bewegt sich 2015 zwischen 95 

Euro in Weimar und 295 Euro in Bonn. Die Hebesätze 

in dieser Gruppe bewegen sich zwischen 300 Prozent in 

Coburg und 855 Prozent in Duisburg.

•• Bei den Hebesätzen zur Gewerbesteuer existiert eine 

klare Häufung hoher Hebesätze in Nordrhein-Westfa-

len. Unter den zehn kreisfreien Städten mit den höchs-

ten Hebesätzen liegen neun in diesem Bundesland. 

Resultat sind dort jedoch allenfalls durchschnittliche 

Einnahmen.

•• Unter den zehn kreisfreien Städten mit den höchsten 

Pro-Kopf-Aufkommen aus der Gewerbesteuer stammt 

nur eine aus Nordrhein-Westfalen. Sechs liegen in Bay-

ern und Baden-Württemberg.

•• Klar erkennbar ist die nahezu flächendeckend hohe 

Gewerbesteuereinnahmekraft in Baden-Württemberg 

und im südlichen Bayern, während das unterste Viertel 

der Kommunen nahezu ausschließlich aus ostdeutschen, 

rheinland-pfälzischen und saarländischen Kreisen 

besteht. 

•• Die Extreme der Gewerbesteuer bilden die Städte  

Frankfurt am Main und Delmenhorst. Die Pro-Kopf-

Einnahmen liegen in Frankfurt am Main 13 Mal höher.

•• Die Verteilung der Gewerbesteuer hat sich zwischen 

2005 und 2015 unter den Kommunen nicht grundle-

gend verändert. Die Spanne zwischen stärksten und 

schwächsten Kommunen ist mit über 2.000 Euro aller-

dings deutlich größer geworden. 

Einflussfaktoren auf die Steuerpolitik der Gemeinden

•• Hinsichtlich ihrer Steuersätze befinden sich die Ge-

meinden in einem Konkurrenzverhältnis. Die Hebesatz- 

politik einer Gemeinde bleibt nicht ohne Folgen für 

umliegende Gemeinden. In der Konsequenz entsteht ein 

Steuerwettbewerb, bei dem Gemeinden um den nied-

rigsten Steuersatz konkurrieren.

•• Im regionalen Vergleich spiegelt sich im Aufkommen 

der Gewerbesteuer die Wirtschaftslage wider. Die ost-

deutschen Kommunen erzielen je Einwohner nur die 

Hälfte des westdeutschen Niveaus. Die höchsten Ein-

nahmen erreichten 2015 wie bereits 2005 die hessischen 

Kommunen. Auffällig ist das Aufholen Bayerns, das 2015 

auf den zweiten Platz „kletterte“. 

•• Grundsätzlich sind die Effekte der Hebesätze auf das 

Steueraufkommen begrenzt. Entscheidend sind die 

Bemessungsgrundlagen der Immobilienwerte und 

Gewerbeerträge. Darauf hat die Gemeinde allenfalls 

einen indirekten Einfluss.

Entwicklungen auf Ebene der Kreise

•• Die reale Steuereinnahmekraft ist in allen Kommunen 

zwischen 2005 und 2015 gestiegen. Dieser Anstieg ver-

läuft aber nicht gleichmäßig, was zu einer wachsenden  

Heterogenität der Steuereinnahmen führt. Dies wird 

insbesondere an den sich auseinanderentwickelnden 

Extremwerten deutlich.

•• Es besteht weiterhin ein Ost-West-Gefälle. Bis auf 

wenige Ausnahmen, meist in unmittelbarer Nähe zu 

Berlin, sind die ostdeutschen Kommunen flächende-

ckend steuerschwach. Die zehn steuerstärksten Kom-

munen liegen ausschließlich in Westdeutschland, die 

zehn schwächsten in Ostdeutschland.

•• In Westdeutschland existieren auch in durchschnittlich  

steuerstarken Ländern einzelne schwache Kreise. In 

Ostdeutschland sind die Verhältnisse entgegengesetzt.

•• Die westdeutschen Städte haben meist eine starke wirt-

schaftliche Zugkraft und verursachen so ein steuerliches 

Gefälle zwischen Stadt und umliegenden Landkreisen. 

In Ostdeutschland tritt dieser Stadt-Land-Unterschied 

weniger auf. Hier sind die Kommunen relativ homogen 

schwach.

•• Die Mobilität der Kommunen hinsichtlich ihrer Steuer-

einnahmen je Einwohner ist auch im Zehnjahresver-

gleich gering. Das stärkste und schwächste Viertel der 

Kommunen bestand jeweils zu rund 80 Prozent aus den 

gleichen Kommunen.

•• Der Vergleich der Hebesätze zeigt deutliche Unter-

schiede in der Struktur und Entwicklung zwischen den 

Steuerarten. Bei der Grundsteuer B sind hohe Steuer-
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Einleitung

•• Die Untersuchung zeigt, dass große Spannweiten der 

Hebesätze zur Grundsteuer B zwischen Gemeinden eines 

Landkreises auftreten. In 72 Landkreisen ist die Spanne 

größer/gleich 225 Punkten zwischen der Gemeinde mit 

dem höchsten und der mit dem niedrigsten Hebesatz.

•• Bei der Grundsteuer B häufen sich große kreisinterne 

Spannweiten in Nordrhein-Westfalen und Hessen, wäh-

rend dies bei der Gewerbesteuer eher in Ostdeutschland 

der Fall ist. 

•• Bei der Gewerbesteuer fallen die kreisinternen Differen-

zen der Hebesätze deutlich kleiner aus.

•• Eine Interpretation ist, dass der durch die Grundsteuer B 

ausgelöste interkommunale Druck geringer ist als jener 

der Gewerbesteuer. Die Mobilität von Unternehmen 

wird als höher bzw. risikoreicher betrachtet als jene der 

Bürger.

•• Darüber hinaus stehen die Steuersätze in Abhängigkeit 

zu den Kommunalwahlen. Erhöhungen der Grundsteuer 

B sind stärker ausgeprägt und finden gehäuft im Jahr 

nach der Kommunalwahl statt. Die Gewerbesteuer ist 

offenbar weniger sensibel für diesen Effekt. Er ist gerin-

ger und tritt eher im Jahr vor der Kommunalwahl auf.

1	Einleitung

Steuern sind im Bundesdurchschnitt die wichtigste Ein-

nahmekategorie der Kommunen. Sie stehen in starkem 

Zusammenhang zur lokalen Wirtschaftsstruktur und gelten 

als Indikator lokalpolitischer Handlungsfreiheit und Ge- 

staltungskraft. Bereits der Vergleich auf Länderebene in 

Kapitel 2 zeigt, dass die Steuerkraft wuchs, aber weiterhin 

regional große Unterschiede bestehen. Allgemein gilt die 

heterogene Verteilung der kommunalen Steuereinnahmen 

gleichsam als Indikator und Triebfeder interkommunaler  

Disparitäten, denn die Steuerkraft steht z. B. im Zusam-

menhang zu den kommunalen Investitionen. Vor diesem 

Hintergrund analysiert Teil C des Kommunalen Finanzre-

ports die regionale Verteilung der wichtigsten kommuna-

len Steuerarten sowie die zeitliche Entwicklung von 2005 zu 

2015. Einen Schwerpunkt nimmt hierbei die Hebesatzpolitik 

der Gemeinden ein.
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2.1	� Steuereinnahmen im Zeitverlauf von 
2005 bis 2015

In der Gesamtbetrachtung sind die Steuereinnahmen je Ein-

wohner im Zeitraum 2005 bis 2015 deutlich angestiegen. In 

Abbildung 1 werden die Pro-Kopf-Einnahmen der kommuna-

len Realsteuern (Grundsteuer A und B, Gewerbesteuer) sowie 

die Gemeindeanteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer 

jahresweise aggregiert. Die Analyse weist im Vergleich der 

Jahre 2005 (709 Euro je Einwohner) zu 2015 (1.105 Euro je Ein-

wohner) einen Anstieg von fast 56 Prozent aus. Das Preisniveau 

ist durch die Inflation im Vergleichszeitraum lediglich um etwa 

15,6 Prozent gestiegen,1 sodass auch real eine deutliche Ein-

nahmesteigerung im Vergleichszeitraum verzeichnet wurde. 

1	 Vgl. Statistisches Bundesamt: https://www.destatis.
de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/
Verbraucherpreisindizes/Tabellen_/VerbraucherpreiseKategorien.
html?cms_gtp=145110_slot%253D2&https=1 (Download 24.6.2017).

2	�Steuereinnahmen und Steuersätze der 
Gemeinden im Überblick 
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Deutlich werden zudem die zum Teil erheblichen konjunk-

turbedingten Schwankungen. Besonders anfällig ist hier die 

Gewerbesteuer. Im Verlauf der großen Wirtschaftskrise von 

2009 reduzierten sich die gesamten Steuereinnahmen im 

Vergleich zum Vorjahr um fast 12 Prozent (Gewerbesteuer 

allein minus 20 Prozent), schon 2011 erreichten diese aber 

wieder das Ausgangsniveau des Vorkrisenjahres 2008.

Abbildung 1 zeigt zudem die Zusammensetzung der ge-

meindlichen Steuereinnahmen. Die Steuereinnahmen 

der Gemeinden setzen sich zusammen aus der Grund-

steuer (A und B), den Nettoeinnahmen der Gewerbesteuer 

(Bruttoeinnahmen abzüglich der Gewerbesteuerumlage), 

dem Gemeindeanteil an Lohn-, veranlagter Einkommen- 

und Abgeltungssteuer sowie dem Gemeindeanteil an der 

Umsatzsteuer. 2015 machten die Nettoeinnahmen aus der 

Gewerbesteuer über 42 Prozent, der Gemeindeanteil an 

der Einkommensteuer 39 Prozent, die Einnahmen aus den 

ABBILDUNG 1  Entwicklung der aggregierten Pro-Kopf-Steuereinnahmen der Gemeinden in Deutschland 2005–2015 

                                    (in Euro je Einwohner)

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 bis 2015).
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Deutlich wird zunächst der erhebliche Ost-West-Unter-

schied. Die fünf ostdeutschen Länder weisen die niedrigste 

Steuereinnahmekraft auf und bleiben allesamt unterhalb 

einer Einnahmekraft von 900 Euro je Einwohner. Durch-

schnittlich wird in Ostdeutschland ein Niveau von 716 Euro 

je Einwohner erreicht. Damit erreichen die ostdeutschen 

Kommunen auch mehr als 25 Jahre nach der Wiedervereini-

gung lediglich etwa 60 Prozent des Westniveaus (1.182 Euro 

je Einwohner). 

Im Westen unterschreitet nur das Saarland den Wert von 

900 Euro je Einwohner (848 Euro). Damit liegt das Saar-

land nur noch knapp vor dem steuerstärksten ostdeutschen 

Land Brandenburg (824 Euro je Einwohner) und deutlich 

hinter den Ländern Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 

Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen, die zwar alle-

samt unter dem westdeutschen Durchschnitt liegen, aber 

zumindest jeweils Werte zwischen etwa 1.000 bis 1.075 Euro 

je Einwohner aufweisen. Ein erheblicher Unterschied ergibt 

sich schließlich zu den drei steuerstärksten Ländern Baden-

Württemberg, Hessen und Bayern, die allesamt eine Steu-

ereinnahmekraft von mindestens 1.300 Euro je Einwohner 

erreichen. Die Einnahmekraft dieser Länder liegt fast 

20 Prozent über dem Flächenländerdurchschnitt und mehr 

als 80 Prozent über dem Niveau der ostdeutschen Länder.

Interessant ist zudem die Veränderung der Steuereinnah-

mekraft von 2005 zu 2015 in den einzelnen Ländern. Absolut 

ist die Steuerkraft in den westdeutschen Ländern über den 

Zehnjahreszeitraum stärker gewachsen als in den ostdeut-

schen Ländern. Berücksichtigt man aber deren niedrigeres 

Grundsteuern 14 Prozent und der Gemeindeanteil an der 

Umsatzsteuer 5 Prozent der kommunalen Gesamtsteuerein-

nahmen aus.2 Die weiterführenden Analysen werden sich 

insbesondere mit der Entwicklung und regionalen Vertei-

lung der Grundsteuern und der Gewerbesteuer befassen, da 

für diese Steuern ein Hebesatzrecht für die Gemeinden zur 

eigenständigen Festsetzung der Besteuerung existiert. 

2.2	� Steuereinnahmekraft auf Länderebene 
im Zeitvergleich

Abbildung 2 zeigt die aggregierte Steuereinnahmekraft der 

Kommunen je Einwohner für die jeweiligen Länder im  

Niveau für 2015 und 2005. Um eine Vergleichbarkeit der  

Landeseinnahmen unabhängig von der tatsächlichen Hebe-

satzpolitik zu gewährleisten, werden neben den Gemeinde-

anteilen an den Gemeinschaftssteuern die gemeindlichen 

Einnahmen aus der Grundsteuer und der Gewerbesteuer zu 

jahresspezifischen durchschnittlichen Hebesätzen berech-

net. Dadurch spiegelt die dargestellte Steuereinnahmekraft 

nicht die tatsächlichen Einnahmen durch die Steuern wider, 

sondern die Einnahmekraft der Länder, wenn ein bundes-

durchschnittlicher Steuersatz angewendet werden würde. 

Andernfalls wären die Aufkommen zwischen den Ländern 

infolge unterschiedlicher Hebesätze verzerrt. 

2	 Die örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern wie beispielsweise die 
Hundesteuer werden hier nicht betrachtet. Sie tragen mit etwa 1 Pro-
zent nur in einem vernachlässigbaren Umfang zu den gemeindlichen 
Steuereinnahmen bei.

ABBILDUNG 2  Steuereinnahmekraft nach Ländern 2005 und 2015 (in Euro je Einwohner) 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 und 2015).
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2.3	� Grundsteuern und Gewerbesteuern im 
Zeitvergleich 2005 bis 2015

Für die Berechnung der aggregierten Steuereinnahmekraft 

der Gemeinden werden, wie erwähnt, sowohl die kommu-

nalen Realsteuern als auch die kommunalen Anteile an der 

Einkommen- und Umsatzsteuer herangezogen. Während 

die Gemeinden kein Heberecht auf die Gemeinschaftssteu-

ern haben, legen sie bei den Grundsteuern A und B sowie 

bei der Gewerbesteuer einen gemeindespezifischen Hebe-

satz fest.4 Im Folgenden werden die Hebesatzentwicklung 

über den Zeitraum von 2005 bis 2015 (Kapitel 3) sowie die 

länderspezifischen Niveaus und Entwicklungsunterschiede 

dargestellt (Kapitel 4). Zudem werden auch die jeweiligen 

Pro-Kopf-Einnahmen in den einzelnen Steuerkategorien 

verglichen.

Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der durchschnittlichen 

Hebesätze in der Grundsteuer A und B sowie der Gewerbe-

steuer. Hier wird zunächst deutlich, dass die Hebesätze 

bei den Grundsteuern stärker ansteigen als bei der Gewer-

besteuer. So wurden die Sätze bei der Grundsteuer A von 

durchschnittlich 292 Punkten in 2005 auf 328 Punkte in 

2015 erhöht, ein Anstieg um 12 Prozent. Bei der Grundsteuer 

B war der Anstieg sogar noch größer, hier wurden über die 

zehn Jahre hinweg die Hebesätze um etwa 16 Prozent erhöht 

(um 61 Hebesatzpunkte von 376 Punkte auf 437 Punkte). 

Sowohl bei der Grundsteuer A als auch bei der Grundsteuer 

B zeigt sich eine Beschleunigung des Anstiegs nach 2010, 

4	 Dies ist ein wesentlicher Bestandteil der kommunalen Finanzhoheit 
nach Artikel 28 Grundgesetz.

Ausgangsniveau, so ist durchaus ein gewisser Angleichungs-

prozess zwischen Ost und West beobachtbar: In Ostdeutsch-

land stieg die Einnahmekraft durchschnittlich von 401 auf 

716 Euro je Einwohner (und damit um 79 Prozent), im Wes-

ten lag die Wachstumsrate dagegen „lediglich“ bei 53 Pro-

zent. Zwar stellen sich diese Zahlen grundsätzlich positiv für 

den Angleichungsprozess dar, der Weg zu einer vollständi-

gen Angleichung ist allerdings noch sehr weit. Denn selbst 

wenn der Prozess mit gleichbleibender Geschwindigkeit vor-

anschreitet (wovon nicht auszugehen ist)3, würde es noch 

bis zum Jahr 2047 dauern, bis die Steuereinnahmekraft bei-

der Landesteile gänzlich angeglichen ist. 

Auch innerhalb Ost- und Westdeutschlands gibt es deutliche 

Unterschiede bei der Entwicklung der Steuereinnahmekraft. 

So lagen beispielsweise Sachsen-Anhalt und Brandenburg in 

2005 noch fast gleichauf. Über zehn Jahre konnte Branden-

burg die Einnahmekraft jedoch um 92 Prozent steigern, wäh-

rend Sachsen-Anhalt „nur“ auf eine Steigerungsrate von 

64 Prozent kam. Im Westen liegt Bayern mit einer Wachs-

tumsrate von fast 66 Prozent vorn, während das Saarland, das 

schon 2005 den letzten Platz im Westen innehatte, die nied-

rigste Zuwachsrate aller Länder aufweist (41 Prozent). Da Bay-

ern auch 2005 schon in der Spitzengruppe des westdeutschen 

Länderrankings stand, deuten die disparaten Entwicklungen 

im Zehnjahresvergleich darauf hin, dass sich die Spanne der 

Steuereinnahmekraft im Westen deutlich erhöht hat.

3	 Bei vielen Indikatoren, z. B. der Arbeitslosigkeit oder der Industriali-
sierung, ist ein sich abschwächender Angleichungsprozess beobacht-
bar. Daher ist es nicht abwegig, auch für die Steuereinnahmen von 
einem sich abschwächenden Prozess auszugehen, was eine Anglei-
chung verlangsamt.

ABBILDUNG 3  Entwicklung der bundesdurchschnittlichen Hebesätze kommunaler Steuern  2005–2015 (in Prozent)

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 bis 2015).
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was nicht zuletzt auf die finanzielle Situation der Kommu-

nen in den Nachkrisenjahren zurückzuführen ist. Zudem 

gehen die Konsolidierungsbemühungen finanzschwacher 

Kommunen im Rahmen von Entschuldungs- und Konsoli-

dierungsprogrammen oft mit Steuererhöhungen insbeson-

dere der Grundsteuern einher (vgl. Arnold et al. 2015a: 133 

ff.). Dagegen ist die Hebesatzentwicklung bei der Gewerbe-

steuer wenig dynamisch. Hier zeigt sich lediglich ein mode-

rater Anstieg um 3 Prozent von 384 Punkten in 2005 zu 395 

Punkten in 2015. 

Um die unterschiedliche Entwicklung der Hebesätze bei den 

Grundsteuern und der Gewerbesteuer zu verstehen, muss 

auf die Ausgestaltung der Steuerbasis eingegangen werden. 

Abbildung 4 zeigt die Steuerbasis (Grundsteuermessbetrag 

bzw. Steuermessbetrag) für Grund- und Gewerbesteuern 

zwischen 2005 und 2015 in absoluten Werten (Milliarden 

Euro). 

In Bezug auf die Grundsteuern verdeutlicht die Abbildung, 

dass sich die Bemessungsgrundlage nur äußerst langsam 

erhöht (11,5 Prozent von 2005 zu 2015 in der Grundsteuer B).  

Da die Grundstücks- und Gebäudewerte nicht fortlaufend 

neu festgestellt werden, sind lediglich Neubauten und Aus-

bauten o. Ä. für die geringe Steigerung des Grundsteuer-

messbetrages verantwortlich. Für eine Gemeinde bedeutet 

die stagnierende Steuerbasis der Grundsteuer jedoch, dass 

im Verlauf der Jahre bei gleichbleibenden Grundsteuerhe-

besätzen kein Inflationsausgleich stattfinden würde. Wäh-

rend sich die Ausgaben einer Gemeinde mit der Inflation 

erhöhen, bleiben die Steuereinnahmen aus den Grund-

steuern bei konstanten Hebesätzen über die Zeit nominell 

gleich. Ein kontinuierlicher Anstieg der Grundsteuerhebe-

sätze ist daher notwendig, um einen Inflationsausgleich zu 

gewährleisten.

Bei der Gewerbesteuer bemisst sich die Steuerhöhe hin-

gegen nach den Gewinnen (siehe Textbox 1) der ortsan-

sässigen Unternehmen und Gewerbetreibenden. Wie die 

Abbildung 4 zeigt, kann dieser Gewerbeertrag von Jahr zu 

Jahr stark variieren. Insbesondere wird in der Abbildung 

der starke Einbruch der Steuerbasis der Gewerbesteuer im 

Verlauf der Wirtschaftskrise ab 2009 erkennbar (vgl. auch 

Abbildung 1). Anders als bei der Grundsteuer findet bei der 

Steuerbasis der Gewerbesteuer aber im Zeitverlauf eine 

Inflationsanpassung statt. Mit steigenden Preisen erhöht 

sich auch der Gewerbeertrag und die Gemeinden können 

selbst bei gleichbleibenden Steuerhebesätzen von einer 

Erhöhung der Steuerbasis profitieren. So war der Gewerbe-

steuermessbetrag durch Inflation und gute Konjunktur in 

2015 fast 40 Prozent höher als noch 2005.

Die Steuereinnahmen je Einwohner aus der Grundsteuer 

und der Gewerbesteuer ergeben sich durch die Anwendung 

der Hebesätze auf die Steuermessbeträge. Abbildung 5 zeigt 

die resultierende Entwicklung für die jeweiligen Steuerarten.  

Für die Grundsteuer zeigt sich eine Erhöhung um 36 Euro je 

Einwohner bzw. 30 Prozent (von 121 Euro je Einwohner in 

ABBILDUNG 4  Entwicklung des Grundsteuer- und Gewerbesteuermessbetrages 2005–2015 (in Mrd. Euro) 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 bis 2015).
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durchschnittlichen Hebesätze von 2015 auf die Steuerbasis  

von 2005 anwenden, wäre das Aufkommen um lediglich 

etwa zehn Euro je Einwohner höher.

2.4	� Ländervergleich Grundsteuern und 
Gewerbesteuern

Abbildung 6 vergleicht die Pro-Kopf-Aufkommen der Län-

der in Bezug auf die kommunalen Realsteuern in den Jahren 

2005 und 2015. 

Das höchste Aufkommen der Grundsteuer B war 2015 in 

Nordrhein-Westfalen gegeben.6 Dort werden die Einwohner 

mit einer Grundsteuer von durchschnittlich 191 Euro belas-

tet.7 Auch in den Kommunen in Hessen, Niedersachsen und 

Baden-Württemberg fallen über die Grundsteuer B mindes-

tens 150 Euro je Einwohner an. Besonders interessant an 

diesem Ländervergleich ist, dass die bayerischen Kommu-

nen ihre Bürger bei der Grundsteuer vergleichsweise wenig 

belasten. Mit 126 Euro je Einwohner liegt im Westen nur 

noch das Saarland (131 Euro je Einwohner) hinter Bayern. 

6	 Die Grundsteuer A wird aufgrund des relativ niedrigen Aufkommens 
hier nicht weiter betrachtet.

7	 Nachrichtlich sei hier erwähnt, dass das Grundsteueraufkommen in 
den drei Stadtstaaten mit zum Teil deutlich über 200 Euro je Einwoh-
ner noch einmal wesentlich höher als in Nordrhein-Westfalen ist.

2005 auf 157 Euro je Einwohner in 2015), wobei die Grund-

steuer A mit etwa 5 Euro je Einwohner den weitaus geringe-

ren Anteil an der Entwicklung hat. Bei einer Inflationsrate 

von knapp 15,6 Prozent über den Zehnjahreszeitraum ent-

spricht etwa die Hälfte des Anstiegs (18 Euro) dem notwen-

digen Inflationsausgleich. Das heißt aber auch, dass die reale 

Steuerbelastung durch die Grundsteuer zugenommen hat. 

Bei der Gewerbesteuer zeigt sich die bereits erwähnte Vola-

tilität der Steuerbasis auch in den Pro-Kopf-Einnahmen.  

Die größten Schwankungen sind um die Krisenjahre 2009/10  

herum beobachtbar. Vom steuerstarken Jahr 2008 aus (mit 

Einnahmen von knapp über 500 Euro je Einwohner) hin zum 

Krisenjahr 2009 fielen die Einnahmen um mehr als 21 Pro-

zent. Bereits 2011 wurde im Flächenländerdurchschnitt 

jedoch das Vorkrisenniveau wieder erreicht und seitdem 

sind die Gewerbesteuereinnahmen kontinuierlich gestie-

gen.5 2015 wurde ein Durchschnitt von 555 Euro je Einwoh-

ner erreicht, eine Steigerung von 169 Euro gegenüber 2005. 

Auch hier liegt der Anstieg der Steuern also über dem Infla-

tionsausgleich. Bei einer Inflationsrate von 15,6 Prozent von 

2005 bis 2015 wäre eine Steigerung von lediglich etwa 60 

Euro notwendig, um einen Inflationsausgleich zu gewähr-

leisten. Hier sei noch einmal erwähnt, dass die Steigerung 

eben nicht auf einen Anstieg bei den Gewerbesteuerhe-

besätzen zurückgeht (siehe Abbildung 3). Würde man die 

5	 Allerdings war die Entwicklung nicht in allen Ländern gleich. Die 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen beispielsweise haben erst 2015 
das Vorkrisenniveau wieder erreicht.

ABBILDUNG 5  Entwicklung der Steuereinnahmen kommunaler Steuern 2005–2015 (in Euro je Einwohner) 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 bis 2015).
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Bei den Einnahmen durch die Gewerbesteuer führen Hes-

sen, Bayern und Baden-Württemberg – also die Länder, die 

auch in der aggregierten Steuereinnahmekraft die höchsten 

Werte aufweisen. Schon innerhalb Westdeutschlands zeigen 

sich große Länderunterschiede. Das Saarland als Schluss-

licht der westdeutschen Länder nimmt je Einwohner ledig-

lich 396 Euro ein, während in Hessen 751 Euro, also fast das 

Doppelte, zu Buche stehen. 

Analog zu der aggregierten Steuereinnahmekraft stehen die 

ostdeutschen Länder sowohl beim Grundsteuer- als auch 

beim Gewerbesteueraufkommen gemeinschaftlich am Ende  

der Verteilungen. So ist das Aufkommen bei der Grund-

steuer in Brandenburg fast 90 Euro je Einwohner (etwa 

46 Prozent) geringer als beim Spitzenreiter Nordrhein- 

Westfalen. Bei der Gewerbesteuer erreicht Mecklenburg-

Vorpommern nur etwa 50 Prozent des Flächenländer-

durchschnitts und nicht einmal 36 Prozent des Niveaus  

von Hessen.

Im Vergleich der Jahre 2005 zu 2015 ergeben sich bei beiden 

Steuern keine großen Unterschiede in der Reihung. Ledig-

Textbox 1  �Hintergründe der Grundsteuern und der 

Gewerbesteuer 

In der Analyse der Kommunalfinanzen sind die Grundsteuern A 

und B sowie die Gewerbesteuer von hoher Bedeutung. Um die 

Argumentation nachvollziehen zu können, ist ein grundsätzli-

ches Verständnis für die Berechnung und Wirkungsweise dieser 

Steuern notwendig.

Der Steuergegenstand der Grundsteuern A und B ist Grundbe-

sitz. Für die Grundsteuer A werden Grundstücke der Land- und 

Forstwirtschaft in Betracht gezogen, die Grundsteuer B gilt für 

anderweitig bebaute und bebaubare Grundstücke und Gebäude. 

Entsprechend sorgt die Grundsteuer B für ein wesentlich höhe-

res Aufkommen. 

Als Bemessungsgrundlage für die Berechnung der jährlichen  

Steuerschuld dient der Einheitswert, der vom zuständigen 

Finanzamt festgestellt wird. Eine Änderung der Nutzungsart 

oder der tatsächlichen Verhältnisse des Grundstückes, etwa 

durch An- oder Umbau, haben die Anpassung des Einheitswer-

tes zur Folge. Dabei ist zu erwähnen, dass sich die gültigen Ein-

heitswerte auf die Werteverhältnisse zum Zeitpunkt der letzten 

Hauptfeststellung beziehen. Die letzte Hauptfeststellung fand 

in den alten Bundesländern 1964 und in den neuen Bundeslän-

dern 1935 statt.

Nach der Feststellung des Einheitswertes durch das Finanz-

amt, wird dieser mit der entsprechenden Grundsteuermesszahl 

multipliziert, die sich nach der Grundstücksart richtet. So wird 

beispielsweise zwischen Ein- und Zweifamilienhäusern unter-

schieden. Außerdem werden in West- und Ostdeutschland 

unterschiedliche Messzahlen herangezogen, um der Diskrepanz 

zwischen den Einheitswerten entgegenzuwirken. Im Wesentli-

chen liegen die Grundsteuermesszahlen zwischen 3 und 10 Pro-

mille. Das Ergebnis dieser Rechnung ist der Grundsteuermess-

betrag, dessen Entwicklung im Kapitel 2.3 besprochen wurde.

Um die endgültige Steuerlast zu bestimmen, muss noch der 

gemeindespezifische Hebesatz auf den Grundsteuermessbetrag 

angewendet werden. Dabei ist zu beachten, dass sich die Hebe-

sätze für die Grundsteuer A und B unterscheiden. Statt gemein-

despezifischer Hebesätze wurden in der Analyse hauptsächlich 

gewogene Hebesätze auf Kreisebene benutzt, um die teils enor-

men Streuungen auf einzelgemeindlicher Ebene auszublenden. 

Das Steueraufkommen aus den Grundsteuern A und B geht kom-

plett an die jeweilige Kommune, es muss kein Anteil an Länder 

oder Bund abgeführt werden. 

Die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer ist der Gewerbe-

ertrag. Um diesen zu bestimmen, wird der Gewinn eines Gewer-

bebetriebs nach Einkommen- und Körperschaftsteuer heran-

gezogen. Dieser wird mit etwaigem Gewinn bzw. Verlust des 

Vorjahres, gegebenen Hinzurechnungen (die dem Gewinn antei-

lig Finanzierungsaufwendungen hinzurechnen) und Kürzungen 

(um realsteuerliche Mehrfachbelastung zu vermeiden) verrech-

net. Danach wird ein Freibetrag von 24.500 Euro für Einzelun-

ternehmen und Personengesellschaften bzw. 5.000 Euro für 

juristische Personen des privaten Rechts und Vereine abgezo-

gen. Der resultierende Gewerbeertrag wird mit der Steuermess-

zahl von 3,5 Prozent multipliziert, woraus sich der Gewerbesteu-

ermessbetrag ergibt.

Analog zur Grundsteuerberechnung werden gemeindespezi-

fische Hebesätze auf den Gewerbesteuermessbetrag ange-

wendet, woraus sich die endgültige Gewerbesteuerlast ergibt. 

Anders als bei den Grundsteuern behält die Gemeinde das 

Gewerbesteueraufkommen nicht komplett, sondern muss eine 

Gewerbesteuerumlage anteilig an Bund und Land abführen.1 

Diese wird unter Berücksichtigung des Gewerbesteuermessbe-

trages und weiterer, teils landesspezifischer Faktoren berech-

net.

1	 Für die Jahre 1991 bis 2019 werden die westdeutschen Gemeinden 
über eine erhöhte Umlage an den Kosten der Wiedervereinigung be-
teiligt (Bundesministerium der Finanzen: 19 ff.).
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Erwähnenswert ist der Ost-West-Vergleich. Bei den Ein-

nahmen der Grundsteuer stieg das Aufkommen im Westen, 

insbesondere durch Steuererhöhungen in Nordrhein-West-

falen und Hessen, Prozentual sogar stärker als im Osten (31 

zu 26 Prozent), ein Effekt, der nicht zuletzt auf die Auswir-

kungen der dortigen Konsolidierungsbemühungen zurück-

zuführen ist. Ein Aufholprozess kann hier nicht festgestellt 

werden. Anders bei der Gewerbesteuer: Deren Aufkommen 

ist im Osten Deutschlands mit 55 Prozent stärker gewachsen 

als in Westdeutschland (42 Prozent).

lich Hessen hat bei der Grundsteuer einen deutlichen  

Sprung nach oben gemacht (eine Steigerung um 57 Prozent)  

und Schleswig-Holstein, Bayern, Baden-Württemberg und 

Niedersachsen überholt, wohingegen Bayern durch eine 

Steigerung um lediglich 16 Prozent vom vierten auf den 

siebten Platz zurückgefallen ist. Nordrhein-Westfalen ver-

zeichnet in Euro je Einwohner den zweithöchsten Zuwachs 

und liegt weiterhin an der Spitze. Bei dem Gewerbesteuer- 

aufkommen hingegen ist Bayern umgekehrt vom vierten  

auf den zweiten Platz vorgerückt und das Saarland vom 

fünften auf den achten Platz gefallen; worin sich nicht 

zuletzt das regional unterschiedliche Wirtschaftswachstum 

der Dekade widerspiegelt (siehe Kapitel 2). 

ABBILDUNG 6  Gemeindesteueraufkommen nach Ländern 2005 und 2015 (in Euro je Einwohner)

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 und 2015).

20052015

0 50 100 150 200 250 300 350 400 450 500 550 600 650 700 750 800

ostdt. FL

westdt. FL

FL insges.

MV

ST

TH

BB

SN

SL

SH

NI

RP

NW

BW

BY

HE

Zuwachs

44 %

58 %

40 %

32 %

54 %

40 %

38 %

11 %

45 %

64 %

76 %

42 %

71 %

44 %

42 %

56 %

0 25 50 75 100 125 150 175 200

ostdt. FL

westdt. FL

FL insges.

ST

BB

TH

MV

SN

SL

BY

RP

SH

BW

NI

HE

NW

Zuwachs

39 %

57 %

25 %

23 %

32 %

34 %

16 %

25 %

21 %

34 %

41 %

20 %

26 %

30 %

31 %

26 %

Grundsteueraufkommen B 

Gewerbesteueraufkommen 



14

Steuereinnahmen und Steuersätze der Gemeinden im Überblick

liegen in der Mitte der Verteilung viele Länder bei einem 

durchschnittlichen Hebesatz zwischen 360 und 420 Punk-

ten. Das entspricht einer Abweichung vom Durchschnitt 

von weniger als 10 Prozent.

Spitzenreiter mit den höchsten Hebesätzen der Flächen-

länder ist in beiden Fällen Nordrhein-Westfalen mit 538 

Punkten bei der Grundsteuer B und 449 Punkten bei der 

Gewerbesteuer. Damit liegt Nordrhein-Westfalen bei der 

Grundsteuer über 100 Punkte bzw. 23 Prozent und bei der 

Gewerbesteuer immerhin noch mehr als 50 Punkte bzw. 

14 Prozent über dem Flächenländerdurchschnitt. Interes-

sant sind auch die Positionen des Saarlandes. Während das 

Saarland bei den Grundsteuerhebesätzen auf dem vorletzten 

Abbildung 7 vergleicht die durchschnittlichen gewogenen 

Hebesätze8 der Gemeinden in den Ländern für die Grund-

steuer B und Gewerbesteuer wieder für die Jahre 2005 und 

2015. Bei den Hebesätzen zeigt sich ein deutlich anderes 

Bild als bei dem Steueraufkommen. Insgesamt streut die 

Verteilung bei den Hebesätzen sehr viel geringer. So liegt 

Schleswig-Holstein als Land mit den durchschnittlich nied-

rigsten Grundsteuerhebesätzen nicht einmal 50 Hebesatz- 

punkte hinter Thüringen (Platz 4). Das entspricht einer Dif-

ferenz von lediglich 12 Prozent. Auch bei der Gewerbesteuer 

8	 Dem gewogenen Durchschnittshebesatz liegt ein Berechnungsver-
fahren der Statistischen Ämter zugrunde, bei dem die Summe des 
Aufkommens in der betrachteten Region durch die Summe der Mess-
beträge dividiert wird. Siehe „9.1.3 Hinweise zur Statistik“ in Real-
steuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2015.

ABBILDUNG 7  Hebesätze der kommunalen Steuern  nach Ländern 2005 und 2015 (in Prozent)

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 und 2015).
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2.5	 Zwischenfazit

Im Vergleich der Jahre 2005 und 2015 konnten alle Länder  

reale Steuerzuwächse oberhalb der Inflationsraten ver-

zeichnen. Empfindlich war jedoch der krisenbedingte Ein-

bruch der Jahre 2009 und 2010. Weiterhin bestehen große 

regionale Unterschiede bei der Steuerkraft zwischen den 

Ländern. Die Spannweite zwischen starken und schwachen 

Ländern ist größer geworden. Die wichtigsten Steuerarten 

für die Gemeinden sind die Grundsteuer B und die Gewerbe-

steuer. Während die Hebesätze der Gewerbesteuer bundes-

weit relativ stagnierten, stiegen sie bei der Grundsteuer B, 

vor allem seit 2010, deutlich an. In 2015 waren die regiona-

len Differenzen der Hebesätze bei der Grundsteuer B deut-

lich höher als bei der Gewerbesteuer. Die Steigerungen der 

Hebesätze zur Grundsteuer B waren größtenteils lediglich 

ein Inflationsausgleich, da die Messbeträge nominal stabil  

blieben. Im Gegensatz dazu reagiert die Gewerbesteuer 

automatisch auf die Konjunktur. 

Platz liegt und damit relativ geringe Steuersätze aufweist, 

ordnet es sich bei der Gewerbesteuer im Ranking auf Platz 2 

mit deutlich überdurchschnittlichen Hebesätzen ein.9 

Das Länderranking zeigt zudem, dass die oben dokumen-

tierten Steuerunterschiede nach Ost und West nicht im 

Wesentlichen durch Differenzen bei den Hebesätzen zu 

erklären sind. Die fünf ostdeutschen Länder verteilen sich 

hier gleichmäßig und auch die Flächenländerdurchschnitte 

der ost- und westdeutschen Flächenländer unterscheiden  

sich nicht gravierend. Somit wird deutlich, dass sich die 

Unterschiede beim Steueraufkommen vorrangig durch Unter- 

schiede in der Steuerbasis bedingen. Dies wird besonders 

gut bei der Grundsteuer B mit Blick auf Sachsen deutlich. 

Während es im Hebesatzranking über den zweithöchsten 

Durchschnittshebesatz verfügt, liegt es im Vergleich des 

durchschnittlichen Steueraufkommens nur auf dem neun-

ten Platz (vgl. Abbildung 6). Zur Einordnung ist zudem 

wichtig, dass die Hebesätze bei der Grundsteuer B (anders 

als bei der Gewerbesteuer) keinen vergleichbaren Eindruck 

der fiskalischen Belastung der Besteuerungsobjekte ver-

mitteln. Bei der Grundsteuer ist es durchaus möglich (und 

wahrscheinlich), dass zwei im Wert vergleichbare Grund-

stücke in zwei Kommunen mit den gleichen Hebesätzen 

aufgrund divergierender historischer Einheitswerte unter-

schiedlich besteuert werden.

9	 Die hohen Gewerbesteuersätze im Saarland begründen sich nicht zu-
letzt noch aus Zeiten wirtschaftlicher Prosperität (u. a. im Bergbau). 
Hier wurden Standortvorteile hoch besteuert. Tatsächlich ist die Ent-
wicklung dieser Steuersätze in den letzten Jahren wenig dynamisch 
(siehe auch Abbildung 7), was auf diese historischen Pfadabhängig-
keiten hinweist.
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3	� Ausmaß und Entwicklung der Disparitäten 
auf Kreisebene

Während sich das Kapitel 2 mit der Entwicklung und den 

Länderunterschieden bei den kommunalen Steuern be-

schäftigt hat, erfolgt in diesem Kapitel eine genauere Analyse 

der Einnahmen auf Ebene der Gesamtkreise und kreisfreien 

Städte. Die Steuereinnahmen fließen nach den gesetzlichen 

Regelungen an die Gemeinden. Diese Betrachtung ist jedoch 

zu kleinteilig und würde zu extremen Ausreißern führen, 

sodass für die Einnahmen Aggregate auf Gesamtkreiseebene 

(Gesamteinnahmen geteilt durch Gesamtbevölkerung) und 

für die Hebesätze jeweils gewogene Kreisdurchschnitte (nach 

dem Istaufkommen) gebildet werden.

Für die Interpretation der in der Folge abgebildeten Dispa-

ritäten sind ein paar Vorbemerkungen hilfreich: Ein Faktor 

für Disparitäten in der Steuerkraft ist die Wirtschaftsstruk-

tur. Jene führt insbesondere in konjunkturell starken Jahren 

zu umso größeren Differenzen der Steuereinnahmen, weil 

ökonomisch gut strukturierte Gemeinden überproportio-

nal profitieren. Da die Analyse auf den gegebenen Gebiets-

strukturen aufsetzt (kreisfreie Städte und Kreise), wirkt sich 

zudem der Zuschnitt dieser administrativen Einheiten auf 

die Größe der Differenzen aus. In Ländern mit einer kleinen 

Zahl kommunaler Einheiten (z. B. Mecklenburg-Vorpom-

mern mit acht) ist die Disparität geringer als in Ländern mit 

einer kleinteiligen Struktur (z. B. Rheinland-Pfalz mit 36 

Einheiten). Zudem spielt es eine Rolle, ob sich der Zuschnitt 

der Kreise an der Wirtschaftskraft orientiert oder gleich-

sam stärkere und schwächere Gemeinden umfasst, womit 

bereits eine kreisinterne Nivellierung verbunden ist.

3.1	 Steuereinnahmekraft 

Abbildung 8 zeigt die regionale Verteilung der Steuerein-

nahmekraft für 2015 (analog zu der Berechnung in Abbil-

dung 2). Die Steuereinnahmekraft unterscheidet sich von 

den tatsächlichen Einnahmen durch die Verwendung  

Abbildung 8  �Steuereinnahmekraft 2015 – Ebene der 

Gesamtkreise

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des  

Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich,  

Fachserie 14, Reihe 10.1, 2015).

unter 800 Euro

1.000 bis unter 1.250 Euro

800 bis unter 1.000 Euro

1.250 Euro und mehr
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mehr als 170 Euro je Einwohner unter diesem. Auch andere 

Städte, inklusive der Landeshauptstädte Dresden, Erfurt, 

Magdeburg, Potsdam und Schwerin, konnten bisher noch 

keine entsprechend hohe Steuereinnahmekraft entwickeln. 

Im Westen weisen lediglich einige Landkreise und kreisfreie 

Städte im Saarland und in Rheinland-Pfalz eine vergleich-

bar niedrige Steuerkraft auf. 

Davon abgesehen verfügen westdeutsche Städte häufig über 

eine starke wirtschaftliche Zugkraft und verursachen so ein 

steuerliches Gefälle zwischen Stadt und umliegenden Land-

kreisen. Sichtbar ist dies beispielsweise in Nordrhein-West-

falen und Niedersachsen, wo sich z. B. Münster oder auch 

Hannover und Wolfsburg deutlich von ihrem Umland abhe-

ben. Lediglich in Bayern und Baden-Württemberg erreichen 

auch Landkreise vielfach Höchstwerte bei den Pro-Kopf-

Steuereinnahmen und verursachen so einen sichtbaren 

Unterschied zwischen Nord- und Süddeutschland.

Diese Stadt-Land-Unterschiede schlagen sich auch in den 

Extremen der Verteilung bei der Steuereinnahmekraft in 

Abbildung 9 nieder. Wirtschaftlich starke urbane Regionen  

wie das Rhein-Main-Gebiet und München samt Umgebung  

stehen in einem starken Kontrast zu den ländlichen Ge-

samtkreisen in Ostdeutschland. Das Münchener Umland 

(Kreis München) führt die Liste der steuerstärksten Ge-

samtkreise und kreisfreien Städte mit einer Steuerkraft von 

mehr als 3.700 Euro je Einwohner an. Die Stadt München 

landet im Ranking immerhin noch auf Platz 5. Auch andere 

wirtschaftsstarke Metropolregionen um Frankfurt am Main 

standardisierter Hebesätze. Damit werden Hebesatzunter- 

schiede zwischen Gemeinden ausgeglichen und die Be-

trachtung kann auf die „Steuerkraft“ fokussieren. Die Ab-

bildung 8 zeigt die 398 Gesamtkreise und kreisfreien Städte 

nach ihrer Steuereinnahmekraft in vier Gruppen aufgeteilt, 

wobei die dunkelsten Kreise jene mit der höchsten Pro-

Kopf-Steuereinnahmekraft sind, die hellsten Kreise hin-

gegen diejenigen mit der niedrigsten Einnahmekraft.10 

Wie auf der Karte zu erkennen ist, gibt es deutliche Unter-

schiede in der regionalen Verteilung der Steuereinnahme-

kraft. Der offensichtlichste regionale Unterschied ist das 

Ost-West-Gefälle. Bis auf wenige Ausnahmen, meist in 

unmittelbarer Nähe zu Berlin, zeigt sich im Osten flächen-

deckend nur eine geringe Steuereinnahmekraft. Hierbei 

zeigt sich, dass zusätzlich zu den ertragskräftigen Kreisen 

Oberhavel, Dahme-Spreewald und Teltow-Fläming 2015 

auch die kreisfreie Stadt Potsdam und der Kreis Potsdam-

Mittelmark von einer vergleichsweise hohen Steuereinnah-

mekraft profitieren. Wie schwach sich der Osten allerdings 

insgesamt darstellt, zeigt sich nicht zuletzt daran, dass sich 

2015 keine einzige kreisfreie Stadt im Osten bei der Steuer-

einnahmekraft über dem Bundesdurchschnitt (1.105 Euro 

je Einwohner) befindet. Selbst Jena als erfolgreichste ost-

deutsche Stadt liegt mit einer Steuerkraft von 933 Euro noch 

10	 Um eine Darstellung auf Kreisebene zu gewährleisten, werden die 
einzelnen Steuerkategorien und die aggregierte Steuereinnahmekraft 
für alle einem Kreis zugehörigen Gemeinden oder ggf. Ämter zusam-
mengefasst. Die Werte für die jeweiligen Landkreise sind demnach 
die Summe der einzelnen Gemeinden. Für kreisfreie Städte entfällt 
dieser Berechnungsschritt.

ABBILDUNG 9  Liste der jeweils zehn kreisfreien Städte und Gesamtkreise mit der höchsten bzw. niedrigsten 

                                    Steuereinnahmekraft 2015 (in Euro je Einwohner)

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2015).

höchste Steuereinnahmekraft niedrigste Steuereinnahmekraft
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Düsseldorf, Stadt
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Oberspreewald-Lausitz, Kreis
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durch den dort ansässigen Versicherer, je Einwohner etwa 

1.750 Euro mehr einnehmen als der Landkreis Hildburghau-

sen. Damit ist die Steuereinnahmekraft Coburgs im Vergleich 

zu Hildburghausen mehr als vier Mal so hoch.

Während die Deutschlandkarte der Steuereinnahmekraft 

2015 (siehe Abbildung 8) und die Darstellung der Extrem-

pole (siehe Abbildung 9) einen Eindruck über die derzei-

tige Verteilung der Steuerpotenziale vermitteln, ist es von 

zusätzlichem Interesse, die Veränderung der Verteilung 

über den Zeitverlauf zu untersuchen. Die Abbildungen 10, 

11 und 12 zeichnen die Bewegung der Verteilung als Gan-

zes und die Veränderungen innerhalb der Verteilung für den 

Zeitraum von 2005 zu 2015 nach.

Die Abbildung 10 zeigt die Kerndichteschätzung für die Ver-

teilungen der nominalen Steuereinnahmekraft der Gesamt-

kreise und kreisfreien Städten von 2005 und 2015 sowie eine 

inflationsbereinigte Darstellung der 2015er Verteilung (zu 

2005er Preisen). Die Linien in der Abbildung verdeutlichen, 

welche Werte der Steuereinnahmekraft die Kommunen auf-

und Düsseldorf können Höchstwerte bei der Steuereinnah-

mekraft ausweisen. Wie im vorherigen Absatz besprochen, 

sind zudem einige süddeutsche Landkreise ausgesprochen 

einnahmestark, wobei dies im Fall von Dingolfing-Landau 

nicht zuletzt auf den dort ansässigen Autohersteller BMW 

zurückzuführen ist. Dass eine übermäßige Abhängigkeit 

von einzelnen Großunternehmen jedoch auch Risiken birgt, 

zeigen die Städte Ingolstadt und Wolfsburg. Diese standen 

2013 noch auf den Plätzen drei und vier, wurden nach dem 

Gewinneinbruch bei Audi/VW 2015 allerdings aus der Spit-

zengruppe verdrängt.

Demgegenüber sind die Kreise und kreisfreien Städte mit der 

niedrigsten Steuereinnahmekraft nahezu ausschließlich in 

den ländlichen Regionen Ostdeutschlands zu finden. Ledig-

lich Halle (Saale) fällt als kreisfreie Stadt aus dem Rahmen. 

Hierbei ist auffällig, dass räumliche Nähe nicht automatisch 

eine ähnliche Steuereinnahmekraft generiert – insbesondere 

entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze. So liegen 

Coburg (Bayern) und Hildburghausen (Thüringen) zwar nur 

gut 30 km auseinander, Coburg kann jedoch, nicht zuletzt 

ABBILDUNG 10  Kerndichteschätzung der Steuereinnahmekraft 2005 und 2015

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 und 2015).
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Zunächst wird in Abbildung 11 klar, dass über den gewähl-

ten Zehnjahreszeitraum tatsächlich alle Gesamtkreise und 

kreisfreien Städte an Steuereinnahmekraft gewinnen konn-

ten. Die geringsten Steigerungen sind für den Gesamtkreis 

St. Wendel im Saarland und für die kreisfreie Stadt Darm-

stadt (Hessen) mit weniger als 120 Euro je Einwohner zu 

beobachten. Betrachtet man allerdings das Ausgangsniveau 

im Gesamtkreis St. Wendel von 614 Euro je Einwohner in 

2005, so wird klar, dass selbst die etwa 120 Euro je Einwoh-

ner Zuwachs noch ausreichen, um auch nach der Inflations-

bereinigung von einem realen Steuereinnahmezugewinn zu 

sprechen.

Die Kommunen mit den niedrigsten Zugewinnen verteilen  

sich relativ gleichmäßig auf ganz Deutschland. Lediglich 

drei Gesamtkreise oder kreisfreie Städte in diesem Negativ-

ranking befinden sich in Ostdeutschland. Ein anderes Bild 

bietet sich beim Blick auf die Gemeinden mit den größten 

Zugewinnen bei der Einnahmekraft. Mit fünf von zehn Krei-

sen dominiert Bayern die Liste, wobei die Gesamtkreise Din-

golfing-Landau und München diese mit deutlichem Abstand 

anführen. Als einziger ostdeutscher Kreis gehört Dahme-

Spreewald zu der Liste der größten Steigerungen. Dies ver-

deutlicht, dass die relativ großen Prozentualen Zugewinne 

ostdeutscher Kreise (durchschnittlich 79 versus 53 Prozent  

im Westen, vgl. Kapitel 2.2) aufgrund der unterschiedlichen 

Ausgangsbasis absolut gesehen häufig noch immer hinter 

denen westdeutscher Kommunen liegen. 

weisen. So zeigt die dunkelblaue Kurve für 2005, dass sich 

die meisten Kommunen in diesem Jahr um den Wert 700 

wiederfinden. Die hellblaue Kurve für 2015 dagegen ver-

deutlicht, dass die breite Masse der Kommunen inzwischen 

bei über 1.000 Euro je Einwohner bewegt. Inflationsberei-

nigt (rote Kurve) liegt die Masse der Verteilung etwas nied-

riger, aber immer noch deutlich über dem 2005er Wert. 

Die Abbildung 10 zeigt, dass die Verteilung der Steuerein-

nahmekraft in den Kommunen zwischen 2005 und 2015 

deutlich gestiegen ist. Dieser Anstieg verläuft allerdings 

nicht gleichmäßig, was zu einer wachsenden Heterogenität 

der Steuereinnahmekraft der einzelnen kreisfreien Städte 

und Gesamtkreise führt. Dies wird insbesondere an den sich 

auseinanderentwickelnden Extremwerten deutlich. Lag die 

Spanne bei der Steuereinnahmekraft 2005 noch bei 1.663 

Euro je Einwohner, so hat sich diese bis 2015 nahezu ver-

doppelt (3.202 Euro je Einwohner). Auch zwischen den Ext-

remen ist die Verteilung mittlerweile breiter ausgefächert. 

Die abgeflachte Spitze verdeutlicht eine geringere Dichte 

um den Hochpunkt der Verteilung, in welcher sich zuneh-

mend einnahmekräftige Kreise vom unteren Ende absetzen 

können.

Um die Veränderungen auch innerhalb der Verteilung zu 

quantifizieren, lohnt ein Blick auf die Extreme bei den 

Änderungen der Steuereinnahmekraft von 2005 zu 2015. 

Welche Gesamtkreise und kreisfreien Städte konnten an 

Steuerkraft am meisten zulegen und welche haben über die-

sen Zeitraum ihre Steuerkraft nur wenig steigern können?

ABBILDUNG 11  Minimal- und Maximalwerte der Änderungen der Steuereinnahmekraft zwischen 2005 und 2015 

                                      (in Euro je Einwohner) 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 und 2015).
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Gesamtkreise und kreisfreien Städte. 

Die höchsten Steuermessbeträge (die Steuerbasis der Grund- 

steuer B) erreichen vor allem wirtschaftsstarke Städte so-

wie Landkreise in Niedersachsen und Schleswig-Holstein  

(vgl. Abbildung 13a). Auch die Regionen um Stuttgart und 

München erzielen Höchstwerte bei den Grundsteuermess-

beträgen. Die schwächsten Regionen konzentrieren sich im 

Osten und um Trier herum, allerdings verfügen auch weite 

Teile Bayerns nur über eine unterdurchschnittliche Er-

tragskraft. Auffällig ist besonders in Franken der Kontrast  

zwischen den einnahmekräftigen kreisfreien Städten und 

dem deutlich weniger ertragreichen Umland. Dieses Mus-

ter wiederholt sich mit Ausnahme von wenigen kreis-

freien Städten, beispielsweise Bottrop und Gelsenkirchen, 

in den meisten westlichen Ländern. Auch in Ostdeutschland 

existiert ein gewisses Stadt-Land-Gefälle. Unter den vier 

ostdeutschen Gesamtkreisen, die einen Grundsteuermess-

betrag von mehr als 27,50 Euro je Einwohner aufweisen,  

sind neben den kreisfreien Städten Dessau-Roßlau und 

Schwerin jedoch auch die Landkreise Ostprignitz-Ruppin 

und der Saalekreis.

Interessante Unterschiede zeigen sich demgegenüber im 

Vergleich der Grundsteuerhebesätze B in Abbildung 13b. 

Hierbei wird deutlich, dass es keinen direkten Zusammen-

hang zwischen Steuerbasis und Steuersatz gibt. Es gibt 

sowohl Regionen, in denen hohe Steuersätze und niedrige 

Basis zusammenkommen (Ostdeutschland), niedrige Sätze 

und hohe Steuerbasis (Niedersachsen und Schleswig-Hol-

stein), hohe Sätze und hohe Basis (Nordrhein-Westfalen) 

und niedrige Sätze und niedrige Basis (Bayern). 

Flächendeckend sticht insbesondere das erweiterte Ruhrge-

biet mit hohen Grundsteuerhebesätzen heraus. Aber auch 

im Osten Deutschlands sind die Hebesätze allgemein auf 

einem relativ hohen Niveau. Auffällig ist zudem ein Stadt-

Land-Gefälle, bei dem kreisfreie Städte auch im Vergleich 

zum direkten Umland deutliche höhere Hebesätze ansetzen 

(siehe insbesondere Bayern, Baden-Württemberg und Ost-

deutschland).

Das Pro-Kopf-Aufkommen der Grundsteuer B (Abbildung  

13c) verdeutlicht die tatsächliche regionale Steuerbelas-

tung. Hohe Steuereinnahmen werden insbesondere in 

Nordrhein-Westfalen erzielt, wo hohe Steuersätze auf 

überdurchschnittliche Grundsteuermessbeträge treffen. 

Einnahmestark sind zudem einzelne Kreise, beispielsweise 

Holzminden in Niedersachsen, die aufgrund einer hohen 

Steuerbasis trotz niedriger Hebesätze hohe Einnahmen 

erzielen.

Komplementär zu den Änderungen der Extremwerte lässt 

sich die Bewegung innerhalb der Verteilung auch über eine 

Transitionsmatrix veranschaulichen. Hierbei werden die 

Bewegungen über die Quartilsgrenzen dokumentiert und 

es wird deutlich, wie häufig Kreise und kreisfreie Städte 

innerhalb der Verteilung in höhere oder niedrigere Quartile 

auf- oder absteigen. Über einen Zeitraum von zehn Jahren  

wäre eine gewisse Mobilität der Kommunen zwischen den 

Quartilen zu erwarten. Einige Kommunen sollten also 

durch Initiative und gute Politik aufsteigen, andere hinge-

gen auch absteigen können. 

Abbildung 12  �Transitionsmatrix Steuereinnahmekraft 

2005 zu 2015

Verteilung 2015
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Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des  
Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich,  
Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 und 2015).

Abbildung 12 verdeutlicht jedoch, dass sich die Verteilung 

der Steuereinnahmekraft selbst über diesen langen Zeit-

raum hinweg kaum verändert hat. Insbesondere im ersten  

und vierten Quartil ist die Wahrscheinlichkeit auf- oder 

abzusteigen gering. Von 100 Gesamtkreisen und kreisfreien 

Städten, die schon 2005 am unteren Ende der Verteilung 

standen, befinden sich 2015 80 wieder im unteren Quartil.  

Lediglich der Gesamtkreis Straubing-Bogen in Bayern 

konnte bis ins 3. Quartil der Verteilung aufsteigen. Auf der 

anderen Seite konnten von 99 Kommunen im obersten  

Quartil 79 ihre Position verteidigen. Hier sind nur drei 

kreisfreie Städte (Kiel, Mönchengladbach und Wuppertal) 

um zwei Quartile abgesunken.

3.2	 Grundsteuer B

Ein Blick auf die verschiedenen Steuerarten ermöglicht 

eine präzisere Analyse der Steuereinnahmekraft der Kom-

munen. In diesem Kapitel steht die Grundsteuer B im Vor-

dergrund. Abbildung 13 zeigt die regionalen Unterschiede 

in Bezug auf den Grundsteuermessbetrag, die Grundsteu-

erhebesätze und das Pro-Kopf-Aufkommen für alle 398 
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Abbildung 13  Grundsteuermessbetrag, -hebesatzspanne und -aufkommen je Einwohner 2015 – Ebene der Gesamtkreise

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des  

Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich,  

Fachserie 14, Reihe 10.1, 2015).
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Ostdeutsche und bayerische Gesamtkreise erzielen jeweils 

nur relativ geringe Einnahmen, wenn auch aus unter-

schiedlichen Gründen. In Ostdeutschland treffen niedrige  

Grundsteuermessbeträge auf relativ hohe Steuersätze. So 

kommen selbst einige kreisfreie Städte, beispielsweise 

Halle (Saale) und Jena, auf nur knapp über 100 Euro je Ein-

wohner. In Bayern dagegen werden niedrige Steuern auf 

eine relative niedrige Steuerbasis angewendet, so bleibt die 

Belastung mit der Grundsteuer B fast flächendeckend unter 

dem Median der bundesdeutschen Verteilung. 

Zusammenfassend zeigen die Karten aus Abbildung 13 sehr 

anschaulich, dass das Aufkommen aus der Grundsteuer B 

sehr viel stärker mit dem Messbetrag als mit dem Hebesatz 

korreliert. Die Effekte der gemeindlichen Steuerpolitik sind 

somit begrenzt.

Um die Extreme der Verteilung zu verdeutlichen, zeigt 

Abbildung 14 die Listen mit den höchsten bzw. niedrigsten 

Grundsteuereinnahmen und -hebesätzen. Um eine bessere 

Vergleichbarkeit zu gewährleisten, beschränkt sich die Ana-

lyse hier nur auf kreisfreie Städte.11

Die Tabellen zeigen, dass Werte für das Aufkommen der 

Grundsteuer B in kreisfreien Städten (insgesamt gibt es 103 

kreisfreie Städte) zwischen 295 Euro und 95 Euro je Einwoh-

ner liegen, wobei der Median 177 Euro beträgt. Der Median 

für die Hebesätze, die zwischen 300 und 855 Prozent liegen, 

ist bei 480 Prozent zu verorten. Bei der Analyse wird wieder 

das Ost-West-Gefälle erkennbar. Während die zehn steuer-

aufkommensstärksten Städte alle im Westen liegen, domi- 

nieren bei den niedrigen Einnahmen ostdeutsche Städte. 

Bei genauerer Betrachtung lässt sich erkennen, dass die 

höchsten Hebesätze zwar häufig mit hohen Einnahmen 

11	 Gerade bei den Hebesätzen ist es sonst möglich, dass die durch-
schnittlichen Hebesätze eines Gesamtkreises extrem variieren. Hier 
könnten beispielsweise einige wenige kreisangehörige Städte mit 
sehr hohen Hebesätzen (aber niedrigen Steuerbasen) das Ergebnis 
leicht verzerren.

Abbildung 14  �Kreisfreie Städte mit den höchsten 

bzw. niedrigsten Aufkommen aus der 

Grundsteuer B 2015

Grundsteuer-
aufkommen B 
je Einwohner

Grundsteuer-
hebesatz B

Rangplatz 
Hebesatz

1 Bonn 295 € 680 % 4

2 Remscheid 285 € 784 % 2

3 Frankfurt am Main 281 € 500 % 34

4 Duisburg 267 € 855 % 1

5 Hagen 256 € 750 % 3

6 Stuttgart 246 € 520 % 30

7 Mülheim an der Ruhr 246 € 640 % 8

8 Bochum 238 € 645 % 7

9 Baden-Baden 235 € 490 % 45

10 Düsseldorf 232 € 440 % 69

Grundsteuer-
aufkommen B 
je Einwohner

Grundsteuer-
hebesatz B

Rangplatz 
Hebesatz

94 Amberg  125 € 340 % 102

95 Kaufbeuren  123 € 385 % 96

96 Frankfurt (Oder)  121 € 480 % 47

97 Potsdam  121 € 493 % 42

98 Coburg  116 € 300 % 103

99 Rostock  109 € 480 % 47

100 Brandenburg an der 
Havel

 108 € 480 % 47

101 Halle (Saale)  105 € 500 % 34

102 Jena  103 € 495 % 40

103 Weimar  95 € 400 % 87

Kreisfreie Städte mit den höchsten bzw. niedrigsten 

Hebesätzen bei der Grundsteuer B 2015

Grundsteuer-
hebesatz B

Grundsteuer-
aufkommen B 
je Einwohner

Rangplatz 
Steuer-
aufkommen

1 Duisburg 855 %  267 € 4

2 Remscheid 784 %  285 € 2

3 Hagen 750 %  256 € 5

4 Bonn 680 %  295 € 1

5 Essen 670 %  229 € 12

6 Leipzig 650 %  171 € 58

7 Bochum 645 %  238 € 8

8 Mülheim an der Ruhr 640 %  246 € 7

8 Oberhausen 640 %  200 € 35

10 Dresden 635 %  141 € 86

Grundsteuer-
hebesatz B

Grundsteuer-
aufkommen B 
je Einwohner

Rangplatz 
Steuer-
aufkommen

94 Schwabach 390 %  109 € 70

94 Passau 390 %  165 € 65

96 Kaufbeuren 385 %  123 € 95

96 Schweinfurt 385 %  210 € 26

98 Kempten (Allgäu) 380 %  154 € 74

99 Ansbach 360 %  142 € 85

99 Straubing 360 %  176 € 54

101 Memmingen 350 %  150 € 78

102 Amberg 340 %  125 € 94

103 Coburg 300 %  116 € 98

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des  
Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich,  
Fachserie 14, Reihe 10.1, 2015).
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In 2005 (dunkelblaue Linie) streute eine hohe Zahl der 

Kommunen um etwa 90 Euro je Einwohner bei einer maxi-

malen Spanne von 60 Euro je Einwohner (Gesamtkreis 

Unstrut-Hainich) zu 242 Euro je Einwohner (Düsseldorf). 

Damit war die Verteilung in 2005 noch relativ homogen. 

Zehn Jahre später (hellblaue Linie) folgt die Verteilung kei-

ner klassischen Glockenkurve mehr und gestaltet sich deut-

lich heterogener. Nicht nur hat die Spanne der Verteilung 

etwas zugenommen (78 Euro in Gesamtkreis Bamberg bis 

295 Euro je Einwohner in Bonn), es hat auch eine deutliche 

Verschiebung der Verteilungsmasse über dem Median (131 

Euro je Einwohner) ausgebildet. 

Besonders gut ersichtlich werden die Bewegungsmuster, 

wenn die inflationsbereinigte Entwicklung in den Fokus 

rückt (rote Linie). Die reale Verteilung der 2015er Aufkom-

men (zu 2005er Preisen) zeigt, dass sich der Hochpunkt der 

Verteilung kaum verändert hat (X-Achse). Das verdeut-

licht, dass ein Großteil der Kommunen mit ihren Hebe-

satzänderungen tatsächlich nur einen Inflationsausgleich 

erreicht. In der preisbereinigten Darstellung zeigt sich 

einhergehen (sechs von zehn Städten sind in beiden Listen  

vertreten), andersherum die niedrigsten Einnahmen nur  

in den drei bayerischen Städten auch mit niedrigen Hebe- 

sätzen zusammenkommen. Wichtig ist demnach das 

Zusammenspiel von Hebesätzen und Steuerbasis. Wäh-

rend Frankfurt am Main mit gleichen Hebesätzen ein mehr  

als zweieinhalb Mal so hohes Grundsteueraufkommen je 

Einwohner einnehmen kann wie Halle (Saale), können 

Straubing und Schweinfurt mit Hebesätzen von 360 und 

385 Prozent höhere oder zumindest vergleichbare Pro-Kopf-

Einnahmen erzielen wie Leipzig (650 Prozent) und Essen 

(670 Prozent). 

Der Vergleich der Kerndichteschätzungen der Pro-Kopf-

Einnahmen aus der Grundsteuer B von 2005 und 2015 (Ab-

bildung 15) ermöglicht weitere Schlüsse über die Bewegung 

der Grundsteuerverteilung als Ganzes. Wie zu erwarten, 

haben sich die durchschnittlichen nominalen Aufkommen 

aufgrund der in Kapitel 2.3 beschriebenen steigenden Hebe-

sätze deutlich erhöht, gleichzeitig hat sich allerdings auch 

die Verteilung der Kommunen verändert. 

ABBILDUNG 15  Kerndichteschätzung der Pro-Kopf-Einnahmen der Grundsteuer B 2005 und 2015 
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Abbildung 16  �Gewerbesteuermessbetrag, -hebesätzen und -aufkommen je Einwohner 2015 – Ebene der Gesamtkreise 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des  

Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich,  

Fachserie 14, Reihe 10.1, 2015).
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zu finden sind. Zudem lässt sich zumeist auch eine höhere 

Steuerbasis von Städten gegenüber den umliegenden Land-

kreisen erkennen, wobei es in dieser Hinsicht auch einige 

Ausnahmen gibt. So kann sich das Rhein-Main-Gebiet zwar 

deutlich vom nahen Umland absetzen, andererseits hat das 

nördliche Ruhrgebiet nur eine vergleichsweise geringe Pro-

Kopf-Steuerkraft – gerade auch im Vergleich zum dortigen 

Umland. Zusätzlich erreichen insbesondere im Süden, aber 

auch im Emsland, viele Kreise Spitzenwerte. Im Osten ste-

chen die Gesamtkreise südlich Berlins und die Region um 

Halle (Saale) heraus. 

Bei den Gewerbesteuerhebesätzen (Abbildung 16b) zeigt 

sich, dass – abgesehen von einigen kreisfreien Städten –  

nahezu ausschließlich nordrhein-westfälische Kreise 

Höchstsätze erheben. Lediglich der Kreis Mettmann in 

Nordrhein-Westfalen fällt aus diesem Raster (verursacht 

hauptsächlich durch die Stadt Monheim am Rhein), indem 

dort anscheinend versucht wird, mittels relativ niedriger 

Belastungen Unternehmen anzulocken. Während die ein-

aber auch, dass es eine Reihe von Kommunen gibt, die mit 

ihrem Steueraufkommen innerhalb der Verteilung deutlich 

nach rechts gerückt sind. 

3.3	 Gewerbesteuer 

Abbildung 16 zeigt die Karten mit den Gewerbesteuermess-

beträgen, -hebesätzen und dem -aufkommen auf Gesamt-

kreisebene für 2015. Analog zur Abbildung 13 (Grundsteuer) 

werden die 398 Gesamtkreise und kreisfreien Städte hier 

wieder entsprechend ihrer Werte in vier Kategorien einge-

teilt und diese von hell nach dunkel geordnet.

Abbildung 16a zeigt die Gewerbesteuerbasis. Klar erkenn-

bar ist die nahezu flächendeckend überdurchschnittliche 

Gewerbesteuereinnahmekraft in Baden-Württemberg und 

im südlichen Bayern, während die Kreise mit einem Mess-

betrag von weniger als 80 Euro je Einwohner hauptsäch-

lich in Ostdeutschland, Rheinland-Pfalz und dem Saarland 

Abbildung 17  �Kreisfreie Städten mit den höchsten 

bzw. niedrigsten Aufkommen aus der 

Gewerbesteuer 2015

Gewerbesteuer- 
aufkommen  

je Einwohner

Gewerbe-
steuer-

hebesatz

Rangplatz 
Hebesatz

1 Frankfurt am Main  2.438 € 460 % 25

2 München  1.706 € 490 % 5

3 Regensburg  1.577 € 425 % 54

4 Coburg  1.390 € 300 % 103

5 Düsseldorf  1.373 € 440 % 38

6 Bayreuth  1.296 € 390 % 90

7 Schweinfurt  1.211 € 370 % 97

8 Ludwigshafen am Rhein  1.205 € 405 % 74

9 Emden  1.095 € 420 % 57

10 Mannheim  1.014 € 430 % 50

Gewerbesteuer- 
aufkommen  

je Einwohner

Gewerbe-
steuer-

hebesatz

Rangplatz 
Hebesatz

94 Bottrop  305 € 490 % 5

95 Dessau-Roßlau  305 € 450 % 29

96 Suhl  275 € 435 % 48

97 Brandenburg an der 
Havel

 273 € 400 % 76

98 Gera  269 € 470 % 21

99 Weimar  258 € 400 % 76

100 Herne  252 € 480 % 12

101 Halle (Saale)  214 € 450 % 29

102 Frankfurt (Oder)  211 € 400 % 76

103 Delmenhorst  187 € 425 % 54

Kreisfreie Städten mit den höchsten bzw. niedrigsten 

Hebesätzen der Gewerbesteuer 2015

Gewerbe-
steuer-

hebesatz

Gewerbesteuer- 
aufkommen  

je Einwohner

Rangplatz 
Aufkommen

1 Oberhausen 550 %  386 € 83

2 Hagen 520 %  496 € 65

3 Duisburg 510 %  461 € 69

4 Bochum 495 %  423 € 75

5 München 490 %  1.706 € 2

5 Bonn 490 %  727 € 27

5 Mülheim an der Ruhr 490 %  702 € 30

5 Wuppertal 490 %  537 € 55

5 Remscheid 490 %  515 € 61

5 Bottrop 490 %  305 € 94

Gewerbe-
steuer-

hebesatz

Gewerbesteuer- 
aufkommen  

je Einwohner

Rangplatz 
Aufkommen

94 Baden-Baden 380 %  729 € 26

94 Amberg 380 %  623 € 42

94 Weiden i.d.OPf. 380 %  444 € 72

97 Schweinfurt 370 %  1.211 € 7

98 Ulm 360 %  827 € 20

98 Wolfsburg 360 %  703 € 29

98 Ansbach 360 %  505 € 63

101 Memmingen 330 %  733 € 25

101 Kaufbeuren 330 %  368 € 86

103 Coburg 300 %  1.390 € 4

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 
(Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2015).
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(Köln, Bonn, Düsseldorf) bei gleichzeitig allgemein hohem 

Hebesatzniveau. Vergleichbare Einnahmen generieren 

aber auch viele süddeutsche und einige nord- und ostdeut-

sche Kreise mit teilweise deutlich niedrigeren Hebesätzen. 

Hier zeigt sich, dass die Steuerbasis und damit die regionale 

Wirtschaftskraft der entscheidende Faktor für das Steuer-

aufkommen ist.

Das relative Gewicht des Steuermessbetrages zeigt sich 

auch in den Ranglisten der kreisfreien Städte nach höchs-

ten/niedrigsten Pro-Kopf-Gewerbesteueraufkommen bzw. 

höchsten/niedrigsten Hebesätzen (Abbildung 17). So liegt 

der durchschnittliche Hebesatz der zehn steueraufkom-

mensstärksten Städte bei 413 Prozent, während die ein-

nahmeschwächsten Städte im Durchschnitt 440 Prozent 

erheben. Bezeichnend hierfür ist auch, dass Bottrop zwar 

bei den Hebesätzen mit zur Spitze zählt, gleichzeitig jedoch 

nur relativ geringe Einnahmen von 305 Euro je Einwohner 

generiert. Dabei kann sowohl die Präsenz eines Großunter-

nehmens wie in Coburg als auch eine durchmischte Wirt-

nahmekräftigen süddeutschen Kreise nahezu gänzlich in die 

niedrigen Kategorien einsortiert werden können, sind die 

Hebesätze in Ostdeutschland heterogener verteilt. So ver-

zeichnen in Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg 

nur die kreisfreien Städte hohe Hebesätze, in Sachsen lie-

gen die Hebesätze dagegen in jedem Kreis über 375 Prozent. 

Insgesamt ist die Verteilung der Gewerbesteuerhebesätze 

allerdings – ähnlich wie beim einfachen Ländervergleich 

(siehe Abbildung 7) – auch auf Ebene der Gesamtkreise 

und kreisfreien Städte sehr homogen. Damit sind auch die 

Unterschiede der vier verschiedenen Kategorien in der Karte 

(mit der Ausnahme von Nordrhein-Westfalen) nicht beson-

ders gravierend.

Das tatsächliche Pro-Kopf-Gewerbesteueraufkommen 

(Abbildung 16c) verdeutlicht die begrenzte Auswirkung der 

Hebesätze auf die Höhe der Einnahmen. Das Aufkommen 

korreliert, ebenso wie bei der Grundsteuer, stärker mit dem 

Messbetrag als mit dem Hebesatz. So erzielen zwar einige 

Städte in Nordrhein-Westfalen hohe Pro-Kopf-Einnahmen 

ABBILDUNG 18  Kerndichteschätzung der Pro-Kopf-Einnahmen aus der Gewerbesteuer 2005 und 2015 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes (Realsteuervergleich, Fachserie 14, Reihe 10.1, 2005 und 2015).
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3.4	 Zwischenfazit

Auf Kreisebene sind die interkommunalen Disparitäten  

naturgemäß stärker ausgeprägt denn auf Länderebene. 

Es wird sichtbar, dass in Westdeutschland auch in durch-

schnittlich steuerstarken Ländern einzelne schwache Kreise 

existieren. In Ostdeutschland sind die Verhältnisse entge-

gengesetzt. Auch die Stadt-Land-Differenz der Steuerkraft 

ist in Ostdeutschland gering ausgeprägt. Insgesamt ist die 

Heterogenität der Kommunen im Zeitvergleich 2005 zu 2015 

gestiegen. Die Spannweite der Pro-Einwohner-Werte zwi-

schen der stärksten und der schwächsten Kommune hat 

sich nominal fast verdoppelt. Die Mobilität ist im stärksten  

und schwächsten Viertel der Kommunen selbst über zehn 

Jahre gering. Ein Vergleich der Hebesätze hingegen zeigt 

Unterschiede zwischen den Steuerarten. In Bezug auf die 

Grundsteuer B sind hohe Werte bundesweit verteilt, wäh-

rend es bei der Gewerbesteuer eine klare Häufung in Nord-

rhein-Westfalen gibt. Dies drückt sich jedoch nicht in 

durchgängig hohen Steuereinnahmen aus, da die Mess-

beträge geringer sind als z. B. in Baden-Württemberg. Im 

Gegensatz zur Grundsteuer B hat sich die Verteilung der 

Kommunen bei der Gewerbesteuer im Zeitvergleich nicht 

wesentlich geändert. Die Spannweite der Pro-Einwohner-

Werte ist hier jedoch größer.

schaftsstruktur zu einem hohen Steueraufkommen führen, 

wobei Ersteres wie bereits besprochen zu einer erheblichen 

Fluktuation bei den Einnahmen analog zu den Unterneh-

mensgewinnen führen kann.

Der offensichtlichste Unterschied bei den Gewerbesteuer-

aufkommen ist die Dominanz wirtschaftsstarker westdeut-

scher Städte in der Liste der steuerstärksten Kommunen 

verglichen mit den zahlreichen ostdeutschen Städten am 

Ende der Steuerverteilung. Angeführt wird die Liste von 

Frankfurt am Main mit einem Pro-Kopf-Aufkommen von 

2.438 Euro, das damit elf Mal so hoch ist wie dasjenige des 

Namensvetters an der Oder auf dem vorletzten Platz. Auf 

den weiteren Spitzenplätzen folgt ein bayerisches Trio mit 

München, Regensburg und Coburg vor Düsseldorf auf Platz 

5. Am Ende der Verteilung mischen sich mit Delmenhorst, 

Herne und Bottrop nur drei westdeutsche Städte unter die 

ostdeutsche Gemeinschaft. Die höchsten Gewerbesteuer-

hebesätze finden sich, den Erwartungen entsprechend, 

hauptsächlich in Nordrhein-Westfalen, wohingegen insbe-

sondere bayerische Städte die niedrigsten Sätze erheben.

Wie aus Abbildung 18 ersichtlich wird, hat sich anders als 

bei den Grundsteuern (vgl. Abbildung 15) die Verteilung der 

Gewerbesteuern zwischen 2005 und 2015 unter den Kom-

munen nicht grundlegend verändert, die Spanne zwischen  

stärksten und schwächsten Kommunen ist mit über 2.000 

Euro je Einwohner allerdings deutlich größer als bei der 

Grundsteuer B. Die Preisbereinigung der 2015er Dichte-

schätzung zeigt zudem, dass die Gewerbesteuern zwischen 

2005 und 2015 auch real gestiegen sind. Anders als bei der 

Grundsteuer B ist diese Steuersteigerung für die Verteilung 

allgemein zu beobachten. Die Bedeutung der Gewerbesteuer 

steigt somit gegenüber der Grundsteuer für die meisten 

Kommunen. 



28

4	� Polit-ökonomische Faktoren der 
Steuerpolitik

Diese Modelle wurden in der Folge weiter spezifiziert. Janeba  

und Osterloh (2013) zeigen – gestützt auf eine Umfrage 

unter Bürgermeistern größerer Städte –, dass diese mittels  

der Steuersätze untereinander um größere Investitionspro-

jekte konkurrieren. Der Wettbewerb ist hier nicht auf die 

geographische Nähe, sondern vergleichbare Metropolen 

beschränkt: Frankfurt am Main konkurriert mit Berlin oder 

München um Firmenansiedlungen und Neugründungen. Die 

Gemeinden des Umlands dagegen konkurrieren hauptsäch-

lich regional untereinander und mit ihrem Zentrum selbst. 

Ein empirisches Problem ist die Bedeutung von regionalen  

wirtschaftlichen Schocks. Wird eine Region von einem wirt-

schaftlichen Schock getroffen, reagieren eventuell alle 

Gemeinden gleich und es kommt zu Steuerveränderungen.  

In der Empirie könnte hier der Eindruck entstehen, dass die 

Steuersätze der Nachbargemeinden die Veränderungen  

bedingen, ursächlich ist allerdings der zugrunde liegende  

gemeinsame Schock. Für Deutschland nahm Baskaran  

(2014) die Reform des fiktiven Hebesatzes durch das Ge-

meindefinanzierungsgesetz in Nordrhein-Westfalen 2003 

zum Anlass, das Verhalten von Grenzkommunen in Nie-

dersachsen genauer zu untersuchen. Eine Anpassung der 

fiktiven Hebesätze für Grund- und Gewerbesteuer im kom-

munalen Finanzausgleich in Nordrhein-Westfalen führte 

zu einer sprunghaften Erhöhung der Steuern und dadurch 

zu einem deutlich größeren Steuergefälle an der Grenze zu 

Niedersachsen. Überraschend reagierten die niedersächsi-

schen Gemeinden jedoch kaum. Eine Erklärung kann darin 

liegen, dass die Grenzgemeinden sich im Steuerwettbewerb 

eher an landeseigenen Zentren orientieren. 

Ein anderer Zusammenhang auf die Steuerpolitik einer 

Gemeinde entsteht über die Kommunalwahlen. Die Theorie 

geht davon aus, dass Wähler die Politiker anhand beobacht-

barer Maßnahmen (z. B. die Höhe der Steuern) beurteilen. 

Daraus ergibt sich ein Anreiz der strategischen Steuerpoli-

tik, indem z. B. vor Wahlen Steuern zu gering angesetzt und 

diese erst nach der Wahl erhöht werden (Nordhaus 1988; 

Die Bestimmungsfaktoren kommunaler Steuern sind viel-

fältig und eine umfassende Darstellung würde den Rahmen 

des vorliegenden Finanzreports überschreiten. In diesem 

Kapitel wird der Frage nachgegangen, welchen Einfluss 

Nachbargemeinden und Kommunalwahlen auf die Hebe-

satzpolitik der Gemeinden haben.

4.1	 Stand der Forschung

Ein besonderes Augenmerk in der Erforschung der kom-

munalen Steuern und Finanzen liegt auf dem Wettbewerb  

zwischen Kommunen und den daraus resultierenden 

Abhängigkeiten. Hier zeigt sich, dass Kommunen ihren 

eigenen Steuersatz aufgrund des Wettbewerbs niedriger 

ansetzen, als es ohne Wettbewerb der Fall wäre. Die admi-

nistrativen Einheiten beeinflussen sich: Eine Steuersen-

kung der einen Kommune übt Druck auf die Steuerpolitik 

der Nachbargemeinde aus (Boettcher 2014; Geißler und 

Boettcher 2016; Karrenberg und Münstermann 2006).

Für diesen Steuerwettbewerb bestehen zwei modellhafte  

Erklärungen (Brueckner 2003; Salmon 1987): Das Resource-

Flow-Modell12 besagt, dass Kapital nach Möglichkeit 

einer Besteuerung entkommen möchte und daher in die 

Kommune mit den niedrigeren Steuern fließt. Im Yard-

stick-Modell ergibt sich der Steuerwettbewerb über den 

demokratischen Prozess. Wähler messen die Politik ihrer 

Gemeinde an den Maßnahmen der umliegenden Nachbarn. 

Senkt eine Gemeinde die Steuern (beispielsweise die Grund-

steuern), erhöht das die Anreize bzw. den Druck der Politi-

ker in den umliegenden Gemeinden, ebenfalls die Steuern 

zu senken. 

12	 Neben dem Resource-Flow-Modell wird oft auch das Spillover-Mo-
dell diskutiert. Hier stehen meist die Ausgaben einer Kommune im 
Fokus. Baut eine Kommune beispielsweise ein Schwimmbad, so er-
gibt sich für die umliegenden Kommunen ein direkter Spillover, weil 
die Bürger dieses Schwimmbad mitnutzen können, es muss hier 
also nicht auch noch ein Schwimmbad gebaut werden. Auch hier er-
gibt sich ein Zusammenhang zwischen den Politikmaßnahmen einer 
Kommune und der Politik in den Nachbargemeinden.
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den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln einer Niedrig-

steuerpolitik ihre Standorte für steuerstarke Unternehmen 

interessant gemacht und profitieren seitdem von höheren 

Steuereinnahmen, während andere Gemeinden Steuerrück-

gänge zu verkraften haben.

Um sich der Interaktion zwischen Nachbargemeinden zu 

nähern, wird hier zunächst die Spannweite der Hebesätze 

der Grundsteuer B (Abbildung 19a) und der Gewerbesteuer 

(Abbildung 19b) auf Kreisebene dargestellt. Für alle Land-

kreise wird hier zunächst deutlich, wie groß die kreisinterne 

Differenz der Hebesätze zwischen der Gemeinde mit dem 

höchsten Hebesatz und der Gemeinde mit dem niedrigsten 

Hebesatz ist. Wenn alle kreisangehörigen Gemeinden eines 

Landkreises die gleichen Hebesätze hätten, wäre die Spanne 

entsprechend null.

Die Karte für die Spanne bei den Grundsteuerhebesätzen 

zeigt, dass es große Unterschiede innerhalb von Landkrei-

sen bei der Hebesatzpolitik gibt. Immerhin 72 Landkreise 

haben eine Spanne von 225 Punkten oder mehr zwischen  

der Gemeinde mit dem höchsten Hebesatz und der Ge-

meinde mit dem niedrigsten Hebesatz. Während sich die 

Hebesätze in Ostdeutschland bei der Grundsteuer eher 

homogen darstellen (mit wenigen Ausnahmen), gibt es in 

Hessen, Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Nord-

rhein-Westfalen gleich zahlreiche Landkreise mit hohen 

Spannweiten. Die höchsten Spannweiten zeigen sich in 

Hessen im Wetteraukreis (580 Punkte) und im Landkreis 

Groß-Gerau (650 Punkte) sowie in Rheinland-Pfalz im 

Landkreis Bernkastel-Wittlich (610 Punkte).

Abbildung 19b zeigt die entsprechenden Spannweiten bei 

den Gewerbesteuerhebesätzen. Hier zeigt sich ein deutlich 

anderes Bild. Zunächst wird klar, dass die Hebesatzunter-

schiede insgesamt erheblich kleiner ausfallen. Die Median-

spanne bei der Gewerbesteuer liegt bei 80 Punkten und ist 

damit fast halb so niedrig wie die Medianspanne der Grund-

steuer B (150). Auch die regionale Verteilung stellt sich 

deutlich anders dar. Bei der Gewerbesteuer ist es der Osten 

Deutschlands, der hohe Spannweiten aufweist, während 

sich im Westen die meisten Kreise eher homogen darstellen  

(mit der großen Ausnahme von Schleswig-Holstein). Bei 

den drei höchsten Spannweiten liegt dann aber nur einer 

der Kreise in Ostdeutschland (Landkreis Vorpommern-

Rügen mit 250 Punkten). Die anderen zwei liegen in Rhein-

land-Pfalz im Eifelkreis Bitburg-Prüm (270 Punkte) und 

wiederum im Landkreis Bernkastel-Wittlich (570 Punkte).

Rogoff und Silbert 1988). In Deutschland wurde dieser poli-

tische Einfluss bei den kommunalen Steuersätzen bereits 

anhand der Gewerbesteuer nachgewiesen (Foremny und 

Riedel 2014). Diese Beobachtung ist unabhängig von all-

gemeinen Konjunkturzyklen und deutet einen politischen 

Zyklus in der Besteuerung an. 

Demokratie lebt davon, dass verschiedene Parteien auch 

unterschiedliche Politik vertreten. Die traditionellen Unter-

schiede zwischen der Steuer- und Ausgabenpolitik ver-

schiedener Parteien lassen sich allerdings nur zum Teil 

empirisch belegen. Für bayerische Gemeinden konnten  

Freier und Odendahl (2015) zeigen, dass Bündnis 90/Die 

Grünen zwar zu einer Erhöhung der Grundsteuern neigen,  

SPD-geführte Kommunen relativ zur CSU allerdings eher 

die Steuern senken. Die verschiedenen Ergebnisse ver-

deutlichen die Schwierigkeit einer Generalisierung der 

Unterschiede zwischen Parteien und zeigen eine gewisse 

Flexibilität und Anpassung der Regierungen. Insbesondere 

für die kommunale Ebene in Deutschland ist die Evidenz für 

starke Parteieffekte nicht klar nachgewiesen.

4.2	 Nachbarschaftsdisparitäten

Die Hebesatzpolitik einer Gemeinde bleibt nicht ohne  

Folgen für umliegende Gemeinden. In der Konsequenz ent-

steht ein Steuerwettbewerb, bei dem Gemeinden um den  

niedrigsten Steuerhebesatz konkurrieren. Nationale Be-

kanntheit haben u. a. der Umzug der Deutschen Börse von 

Frankfurt am Main (Gewerbesteuerhebesatz 460) nach 

Eschborn (damals 280, heute 330)13, das Niedrigsteuerdorf 

Norderfriedrichskoog14, die brandenburgische Stadt Lieben-

walde15 und nicht zuletzt der Fall von Monheim am Rhein16 

erreicht. In allen Fällen haben die lokalen Politiker mit 

13	 Die Deutsche Börse zog 2010 von Frankfurt am Main nach Eschborn 
und spart seitdem niedrige zweistellige Millionenbeträge bei der Ge-
werbesteuer.

14	 Norderfriedrichskoog hatte bis 2003 einen Gewerbesteuerhebesatz 
von null und damit die niedrigsten Gewerbesteuern in Deutschland. 
Nach Zeitungsberichten kamen damals auf 38 Einwohner fast 500 
Unternehmen oder Tochterfirmen, die in dem Ort gemeldet waren.

15	 Die Stadt Liebenwalde erhebt seit vielen Jahren lediglich den 
Mindesthebesatz der Gewerbesteuer. In der Folge siedelten sich 
etliche große Unternehmen formal an. Die Rechensystematik 
(nivellierter Hebesatz) des Kommunalen Finanzausgleichs führte 
dazu, dass die Stadt eine höhere Abundanzumlage abführen sollte, 
als sie nominal einnahm. Dagegen klagte sie, verlor und stand 
vor der Pfändung durch das Finanzministerium (vgl. Welt online 
vom 10.7.2016: https://www.welt.de/print/wams/wirtschaft/
article156929204/Wo-die-Rebellen-wohnen.html).

16	 Monheim am Rhein hat seit 2011 seinen Gewerbesteuerhebesatz suk-
zessive auf 260 Punkte (in 2017) reduziert und liegt damit 190 Punkte 
unter dem Landesdurchschnitt und immerhin 180 Punkte unter  
Düsseldorf (440 Punkte) und 215 Punkte unter Köln (475 Punkte).  
Als Reaktion spricht der Bürgermeister von Monheim von über 300 
neu gewonnenen Unternehmen.

https://www.welt.de/print/wams/wirtschaft/article156929204/Wo-die-Rebellen-wohnen.html
https://www.welt.de/print/wams/wirtschaft/article156929204/Wo-die-Rebellen-wohnen.html
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4.3	 Kommunalwahlen

In Deutschland entscheidet der Gemeinderat über die 

Hebesätze seiner Gemeinde.18 Beispielhaft wird hier der 

Frage nachgegangen, ob Kommunalwahlen Einfluss auf 

die Steuerpolitik haben. Je nach Land finden die Kom-

munalwahlen alle fünf oder sechs Jahre statt, wobei 

innerhalb eines Landes Kommunalparlamente an einem 

einheitlichen Termin gewählt werden. Es lässt sich ver-

muten, dass die regierenden Kommunalpolitiker die 

Hebesätze in Jahren verändern, die für sie politisch gese-

hen günstig sind. Somit besteht ein Anreiz, die Hebesätze 

nicht kurz vor einer an-stehenden Wahl außerordentlich 

zu erhöhen, um für den potenziellen Ärger der betroffe-

nen Bürger über die Steuer-erhöhung nicht umgehend 

die Quittung zu bekommen. Im Umkehrschluss stellt eine 

Hebesatzerhöhung kurz nach einer Kommunalwahl kein 

großes politisches Risiko dar, da diese für den nächsten 

18	 Tatsächlich ist die Steuerpolitik in allen Ländern von Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheiden ausgenommen.

Aus den Daten lässt sich schließen, dass der interkommunale 

Wettbewerb bei der Gewerbesteuer kompetitiver ist als bei der 

Grundsteuer B. Unternehmen und Gewerbetreibende können  

sich mit ihrer Standortwahl einer Besteuerung entziehen. Es 

liegt in der Natur der Sache, dass Grundstücke diese Mobilität  

nicht besitzen. Es erscheint intuitiv, dass die lokale Politik  

diese Unterschiede in der Mobilität kennt und sich dies in eher 

geringen Unterschieden der Gewerbesteuerhebesätze nieder-

schlägt. Andererseits muss beachtet werden, dass die kom-

munalen Leistungen, die Anwohner und Unternehmen in 

Anspruch nehmen, durchaus positiv mit dem kommunalen  

Steueraufkommen zusammenhängen können. Somit sind 

größere Spannen mithin vielleicht auch dadurch zu erklä-

ren, dass Steuerzahler bereit sind, für eine bessere kommu-

nale Infrastruktur und effizientere Bürokratie, die sich positiv 

auf Lebensqualität bzw. Unternehmensgewinne auswirken, 

höhere Steuerhebesätze in Kauf zu nehmen.17

17	 Das bestätigt auch eine repräsentative Befragung von Bürgern in 
Nordrhein-Westfalen zur kommunalen Haushaltspolitik (vgl.  
Bertelsmann Stiftung 2013: 33 ff.).

Abbildungen 19  �Spannen der Hebesätze innerhalb von Landkreisen bei der Grundsteuer B und der Gewerbesteuer

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der Regionaldatenbank Deutschland (Code 356-11-5).
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0,42 Prozent etwa das Anderthalbfache davon. Erstaunli-

cherweise liegt der Wert im Jahr vor der Wahl mit 0,65 Pro-

zent am höchsten.

Die Daten deuten also klar darauf hin, dass der zeitliche  

Abstand zu den Kommunalwahlen einen Effekt auf die 

Höhe der Hebesatzänderungen hat. Dieser Effekt ist bei 

der Grundsteuer B stärker ausgeprägt als bei der Gewerbe-

steuer. Es lässt sich mutmaßen, dass die lokalen Politiker in 

Jahren, in denen die Kommunalwahlen stattfinden, etwaige 

Hebesatzänderungen tendenziell niedriger halten, als dies 

in anderen Jahren der Fall wäre, um die Chancen auf eine 

Wiederwahl zu erhöhen. Dieses Vorgehen lässt sich jedoch 

lediglich im Wahljahr und nicht im vorangehenden Jahr 

beobachten, in dem die Hebesatzerhöhungen sogar über-

durchschnittlich hoch ausfallen. 

Wahlkampf drei oder vier Jahre später eher von unterge-

ordneter Bedeutung sein wird.

Die Abbildung 20 visualisiert die Abhängigkeit der Prozen-

tualen Grundsteuer- und Gewerbesteuerhebesatzände- 

rungen von ihrem Zeitpunkt relativ zu den Gemeinderats-

wahlen in den Jahren zwischen 2000 und 2015. Tatsächlich 

zeigen die Daten, dass die durchschnittliche Hebesatzer-

höhung der Gemeinden in Wahljahren deutlich niedriger 

ausfällt als in anderen Jahren. Die durchschnittliche Pro-

zentuale Erhöhung des Hebesatzes der Grundsteuer B 

beträgt im Wahljahr 0,57 Prozent. Im Jahr nach der Wahl 

liegt der durchschnittliche Wert mit 2,04 Prozent etwa  

3,5 Mal so hoch. Interessanterweise ist auch der Wert des 

Jahres vor der Wahl mit 1,84 Prozent massiv höher als im 

Wahljahr.

Bei den Entwicklungen der Gewerbesteuerhebesätze ergibt 

sich ein ähnliches Bild. In Bezug auf Kapitel 2.3 sei hier 

noch einmal erwähnt, dass die Erhöhungen der Grundsteu-

erhebesätze u. a. für den Inflationsausgleich notwendig  

sind, während dies bei den Gewerbesteuerhebesätzen wegen 

der dynamischen Entwicklung der Bemessungsgrundlage 

nicht der Fall ist. Dies erklärt, warum die durchschnittliche  

jährliche Hebesatzerhöhung der Gewerbesteuer mit 0,46  

Prozent wesentlich niedriger ausfällt als die der Grund-

steuer B mit 1,52 Prozent. Im Wahljahr beträgt der durch-

schnittliche Anstieg des Gewerbesteuerhebesatzes 

0,27 Prozent. Der Anstieg im Nachwahljahr beträgt mit 

ABBILDUNG 20  Veränderungen des Hebesatzes der Grundsteuer B und der Gewerbesteuer in Bezug zum Jahr der 

                                       Kommunalwahlen (in Prozent) 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der Regionaldatenbank Deutschland (Code 356-11-4).
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4.4	 Zwischenfazit

Dem Stand der Forschung folgend wird die Entwicklung der 

Hebesätze auch durch politische Faktoren wie das Verhal-

ten der Nachbargemeinden oder Kommunalwahlen beein-

flusst. Die Auswertung der Hebesätze des Jahres 2015 zeigt, 

dass die kreisinternen Differenzen der Hebesätze für die 

Grundsteuer B deutlich größer sind als für die Gewerbe-

steuer. Auch zeigen sich regionale Differenzen nach Steuer-

arten. Bei der Grundsteuer B häufen sich große kreisinterne 

Spannweiten in Nordrhein-Westfalen und Hessen, während 

dies bei der Gewerbesteuer eher in Ostdeutschland der Fall 

ist. Offenbar ist der durch Differenzen der Grundsteuer B 

ausgelöste interkommunale Wettbewerb bzw. Druck gerin-

ger als jener der Gewerbesteuer. Der relative Zeitpunkt der 

Kommunalwahlen zeigt ebenfalls einen deutlichen Effekt 

auf die Hebesatzpolitik, wobei die durchschnittlichen Erhö-

hungen der Hebesätze im Wahljahr vergleichsweise niedrig 

ausfallen. Dabei ist die Gewerbesteuer weniger sensibel für 

diesen Effekt. Die Erhöhungen der Hebesätze der Grund-

steuer B sind stärker ausgeprägt als bei der Gewerbesteuer. 

Außerdem finden sie bei der Grundsteuer B gehäuft im Jahr 

nach der Kommunalwahl und bei der Gewerbesteuer im Jahr 

vor der Kommunalwahl statt.



33

5	Fazit

eine wachsende Ungleichheit zwischen den wirtschaftlich 

erfolgreichen und abgehängten Regionen.

Besonders die Gewerbesteuer, die im Durchschnitt wich-

tigste kommunale Steuer, vergrößerte diese Ungleichheit. 

Dies ist auf die Unterschiede in der lokalen Wirtschafts-

stärke und dementsprechend der Steuerbasis zurückzu-

führen, welche es strukturell schwächeren Regionen trotz 

hoher Hebesätze nicht ermöglicht, zu den Einnahmen der 

stärkeren Kommunen aufzuschließen. Gleichzeitig ist die 

Entwicklung und Vergrößerung der lokalen Steuerbasis  

kurzfristig nur bedingt möglich, was die relativ geringe 

Mobilität innerhalb der Einnahmeverteilung erklärt. 

Der Zusammenhang zwischen Steuern und kommunalen 

Ausgaben wie beispielsweise den Investitionen verdeutlicht  

die Disparitäten der lokalpolitischen Handlungsfreiheit, 

welche sich durch die beschriebenen Ungleichheiten erge-

ben. Diese werden durch die im Teil D des Kommunalen 

Finanzreports beschriebenen Unterschiede bei der kommu-

nalen Verschuldung noch verstärkt.

Die realen Steuereinnahmen der Kommunen sind zwischen 

2005 und 2015 infolge des Wirtschaftswachstums in allen 

Ländern gestiegen. Die Hebesätze der beiden wichtigsten 

Steuern der Kommunen, der Grundsteuer B und der Gewer-

besteuer, entwickelten sich dabei unterschiedlich. Bei der 

Gewerbesteuer blieben die Hebesätze relativ konstant, da 

die Steuerbasis generell mit der Inflation wächst, bei der 

Grundsteuer B stiegen sie deutlich. So konnte – bei nominal 

fast konstanten Grundsteuermessbeträgen – auch bei der 

Grundsteuer ein Mehr an Steuereinnahmen erzielt werden, 

was die Inflation über den Beobachtungszeitraum mehr als 

kompensierte.

Bei den Disparitäten sind zunächst die relativ geringen 

Unterschiede der Gewerbesteuerhebesätze auffällig, wäh-

rend sich die Hebesätze bei der Grundsteuer B insbesondere 

seit der Wirtschaftskrise stark auseinanderentwickelten 

und die Spannbreite bei der Gewerbesteuer deutlich über-

treffen. Die Kreise mit den höchsten Hebesätzen bei der 

Grundsteuer B verteilen sich dabei in ganz Deutschland, 

während sich hohe Gewerbesteuersätze hauptsächlich in 

Nordrhein-Westfalen konzentrieren. Auch innerhalb der 

Kreise sind die Unterschiede bei der Grundsteuer B deut-

lich größer als bei der Gewerbesteuer. Besonders in Nord-

rhein-Westfalen und Hessen häufen sich große kreisinterne 

Spannweiten und deuten damit auf einen, im Gegensatz zur 

Gewerbesteuer, relativ geringen Wettbewerbsdruck zwi-

schen den Gemeinden hin. 

Die grundsätzlich positive Entwicklung der Steuereinnah-

men verstärkte allerdings die ohnehin schon großen regi-

onalen Unterschiede der Erträge sowohl zwischen, als auch 

innerhalb der Länder. Neben den starken Ost-West- und 

Stadt-Land-Gefällen gibt es auch innerhalb wirtschaftlich  

starker Länder schwache Kreise und umgekehrt. Die Unter-

schiede der Pro-Einwohner-Werte zwischen den stärksten  

und schwächsten Kommunen haben sich innerhalb der 

zehn Jahre nominal nahezu verdoppelt und verdeutlichen 
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